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3Vorwort

VORWORT

Die AfD-Fraktion hat den Corona-Untersuchungsausschuss im Landtag 
Brandenburg initiiert, weil die Landesregierung aus ihrer Sicht nicht an-
gemessen auf die Corona-Krise reagiert hatte. Eine transparente und kri-
tische Bewertung der Gesamtsituation war nach Überzeugung der AfD-
Fraktion im Sommer 2020 nicht erfolgt. Dies führte zu teils erheblichen 
und folgenschweren Fehlentscheidungen seitens der Entscheidungsträ-
ger. Zentrale Corona-Maßnahmen wie Maskenpflicht, Lockdowns und 
später, nach dem Untersuchungszeitraum, insbesondere die Impfkam-
pagne zugunsten einiger neuartiger, nur notzugelassener, hochriskanter 
Präparate haben sich seit dem Ende der Krise als wissenschaftlich falsch 
erwiesen und teils gravierende Folgen nach sich gezogen.

Der parlamentarische Untersuchungsausschuss ist eines der wirk-
mächtigsten Instrumente der Opposition. Eine lebendige und stabile 
demokratische Kultur ist nur dann gewährleistet, wenn das Regie-
rungshandeln durch eine aufmerksame Opposition kontrolliert und – 
im Falle des Verdachts von schweren Fehlern oder vorsätzlichem Fehl-
verhalten seitens der Regierenden – sorgfältig untersucht werden kann. 
Die AfD-Fraktion im Landtag Brandenburg war die erste Fraktion in 
Deutschland überhaupt, die das Handeln der Regierung und die Co-
rona-Maßnahmen parlamentarisch untersucht hat.

Das Untersuchungsausschussgesetz des Landes Brandenburg über-
trägt den Untersuchungsausschüssen die Aufgabe, im Rahmen der 
verfassungsmäßigen Zuständigkeit des Landtages Sachverhalte, deren 
Aufklärung im öffentlichen Interesse liegt, zu untersuchen und dem 
Landtag darüber Bericht zu erstatten. Dabei hat die Opposition – ins-
besondere mit einer qualifizierten Minderheit – das Recht, in gleicher 
Weise wie die Ausschussmehrheit an der Untersuchung mitzuwirken 
und insbesondere auch Beweisanträge zu stellen. 

Der Corona-Untersuchungsausschuss wurde von der AfD-Frak-
tion im September 2020 im Landtag Brandenburg beantragt.1 Die AfD-

1	 Vgl. PlPr 7/21, TOP 7, in: www.parlamentsdokumentation.brandenburg.de (23. September 2023),  
abgerufen am 7. März 2024. 
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Fraktion konnte die Einsetzung verlangen, weil ihr mehr als ein Fünf-
tel der Mitglieder des Landtags angehören. Wenn mehr als ein Fünftel 
der Mitglieder des Landtags die Einsetzung verlangen, hat der Landtag 
gemäß Untersuchungsausschussgesetz die Pflicht, den Untersuchungs-
ausschuss einzusetzen. Alle anderen Fraktionen haben sich inhaltlich 
dem Anliegen verweigert. 

Der Untersuchungsausschuss bestand aus elf stimmberechtigten or-
dentlichen und 17 stellvertretenden Mitgliedern aus allen Fraktionen 
sowie dem Vorsitzenden Daniel Keller (SPD). Dessen Stellvertreter 
war der AfD-Fraktionsvorsitzende Hans-Christoph Berndt, Obmann 
der AfD-Fraktion war Lars Hünich, weiteres Ordentliches Mitglied 
aus der AfD-Fraktion war neben ihm und Hans-Christoph Berndt der 
AfD-Abgeordnete Lars Günther. Stellvertretende Mitglieder vonseiten 
der AfD-Fraktion waren die Abgeordneten Sabine Barthel, Andreas 
Kalbitz und Lars Schieske.2 

Im Mittelpunkt der Untersuchungen stand die Fragestellung, ob die 
Corona-Maßnahmen der Landesregierung bis Sommer 2020 notwendig 
und verhältnismäßig waren – oder ob die Regierung auch anders hätte 
reagieren können und müssen. Es wurden 81 Detailfragen in fünf The-
menkomplexen untersucht. Dazu gehörten Fragen nach der Daten-
grundlage und der Informationsbeschaffung, der Handlungsstrategie, 
der Umsetzung der Maßnahmen und insbesondere ihrer Kontrolle so-
wie natürlich hinsichtlich der Auswirkungen der sogenannten Corona-
Pandemie und der Krisenpolitik auf die Gesundheit der Bevölkerung 
und die Brandenburger Wirtschaft.3

In den 21 Sitzungen des Ausschusses wurden 49 Zeugen und Sach-
verständige geladen, darunter der Brandenburger Ministerpräsident 
Dietmar Woidke, Gesundheitsministerin Ursula Nonnemacher, In-
nenminister Michael Stübgen, mehrere Staatssekretäre und die in 
der Corona-Krise federführenden Wissenschaftler Christian Drosten, 
Hendrik Streeck und Lothar Wieler sowie die Vorsitzende des Deut-
schen Ethikrats, Alena Buyx. Im Untersuchungsausschuss wurden 118 
Beweisanträge gestellt und 104 Beweisbeschlüsse gefasst.

Im Laufe seiner Tätigkeit war es vor allem die AfD-Fraktion, die 
Beweisanträge stellte und Vernehmungen federführend durchführte, 

2	 Vgl. »Untersuchungsausschuss 7/1«, in: www.landtag.brandenburg.de, abgerufen am 7. März 2024. 
3	 Vgl. Einsetzungsbeschluss, Drucksache 7/1991(ND)-B vom 23. September 2020. 
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während der Ausschussvorsitzende eine Vielzahl von Fragen als an-
geblich unzulässig abwies. Es begann schon damit, dass die Ausschuss-
mehrheit die »Arbeitsweise« beschloss und verkündete, dass zuerst die 
Themenkomplexe 5 und 4, dann erst die Themenkomplexe 1, 2 und 3 
abgearbeitet werden sollten.4 Die Reihenfolge der anzuhörenden Zeu-
gen und Sachverständigen wurde ebenfalls einfach per Mehrheit fest-
gelegt – ohne Rücksicht auf den Inhalt der Befragungen.

Nicht selten wurden Beweisanträge mit einfacher Mehrheit unter 
fragwürdigen Begründungen abgelehnt. Insbesondere die Regierungs-
fraktionen machten immer wieder deutlich, dass sie kein Interesse an 
der Aufklärung und der Aufarbeitung der Corona-Krise hatten. Die 
AfD-Fraktion musste deshalb während des Untersuchungsausschusses 
drei Organstreitverfahren vor dem Landesverfassungsgericht führen.5 

Während die AfD-Fraktion ihre Initiativen im Ausschuss faktenba-
siert und analytisch entwickelte – anhand von überprüfbaren Quellen 
wie Aktenvorlagen, Presseberichterstattung, Studien und Äußerungen 
von Wissenschaftlern –, schien die Strategie der Koalition vor allem 
darin zu bestehen, das Handeln der Landesregierung zu decken und 
zu rechtfertigen. Insbesondere Informationen über die maßgeblichen 
Entscheidungen im Rahmen der sogenannten Corona-Pandemie wur-
den seitens der Koalition nach Möglichkeit zurückgehalten.

Doch damit nicht genug. Nicht nur wurden entscheidende Infor-
mationen verweigert und damit dem öffentlichen Blick entzogen; es 
wurde teils auch dem Aufklärungserfolg des Ausschusses aktiv entge-
gengewirkt: Oft beschloss die Ausschussmehrheit nach Belieben die 
»Arbeitsweise« sowie die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte, der 
anzuhörenden Zeugen und der Sachverständigen. Nicht selten wurden 
irreführende, irrelevante oder fehlerhafte Angaben zu den einzelnen 
Fragestellungen gemacht. So konnte die Landesregierung keinerlei Da-
ten zur Wirksamkeit ihrer Maßnahmen vorlegen. Stattdessen wurde 
mit der angeblichen Wirksamkeit ganzer Maßnahmenbündel argu-
mentiert, die im Absinken der Infektionszahlen erkennbar gewesen 
sei, obwohl diese trotz der Regierungsmaßnahmen im November und 
Dezember 2020 ungebremst anstiegen. 

4	 Wir haben die Reihenfolge für den Abdruck unseres Sondervotums in dieser Broschüre wiederhergestellt.
5	 Vgl. VfGBbg 67/21 – Ablehnung von Beweisanträgen: Antrag auf Ordnungsgeld, BA63, BA68, BA83-85;  

VfGBbg 9/22 EA – um die Beendigung des Verfahrens; VfGBbg 30/22 und VfGBbg 11/22 EA – Ablehnung  
von Beweisanträgen: BA110, BA113, BA117 und BA118 sowie BA111, BA114 und BA115.
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Aus Angaben der damaligen Bildungsministerin Britta Ernst war 
zu schließen, dass das Land Brandenburg auf seine föderale Souverä-
nität verzichtete und zum reinen Befehlsempfänger der Bundesregie-
rung degradiert wurde. Zudem wies der Untersuchungsausschuss nach, 
dass die Verhältnismäßigkeitsprüfungen überhaupt nicht ordentlich 
vollzogen werden konnten, weil es dazu schlicht an der Datengrund-
lagen fehlte. Insbesondere von den Auswirkungen der Corona-Maß-
nahmen auf die brandenburgischen Kinder und Jugendlichen hat die 
Landesregierung nachweislich keine ausreichenden Informationen ge-
habt. Heute jedoch ist wissenschaftlich erwiesen, dass diese Maßnah-
men gravierende Auswirkungen auf die Gesundheit der Kinder und Ju-
gendlichen sowie auf ihren Bildungserfolg hatten.

Die Abwehrhaltung gegenüber dem Aufklärungswillen der AfD-
Fraktionen setzte sich in der Presseberichterstattung fort. Da sich die 
öffentlich-rechtlichen Medien in der Corona-Zeit zum Handlanger der 
Regierung gemacht und deren Maßnahmen vorbehaltlos unterstützt 
hatten, zeigten sie nur wenig Interesse, über die vom Corona-Unter-
suchungsausschuss zutage geförderten, teils erheblichen Sachverhalte 
zu berichteten. 

Trotz der Blockade-Politik der Regierungsparteien und der weitge-
henden Ignorierung durch die Medien war der Corona-Untersuchungs-
ausschuss ein voller Erfolg. Mit seiner Hilfe gelang der Nachweis, dass 
die Landesregierung ohne hinreichende Datengrundlage gehandelt 
und sich bei ihrer Gefahrenprognose allein auf den Bund und die Bun-
desbehörden verlassen hatte und dass das Land Brandenburg auf eine 
Pandemie nicht vorbereitet gewesen war. Der »Bericht des Untersu-
chungsausschusses zur Untersuchung der Krisenpolitik der Landesre-
gierung im Zusammenhang mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 und 
der Erkrankung COVID-19«6�, der im Oktober 2023 vom Landtag Bran-
denburg beschlossen wurde, versucht diese Tatsachen zu verschleiern. 
Die AfD-Fraktion hat deshalb von ihrem Recht Gebrauch gemacht 
und ein eigenes Sondervotum zum Bericht der Landtagsmehrheit ver-
fasst, der im Anschluss an das Vorwort in voller Länge abgedruckt ist.

Trotz dieser Erfolgsgeschichte hinsichtlich der Aufklärung konnte 
die Fortsetzung der unreflektierten Corona-Maßnahmen leider nicht 

6	 Vgl. Drucksache 7/8552, in: www.parlamentsdokumentation.brandenburg.de (9. Oktober 2023), abgerufen  
am 11. März 2024. Im Folgenden zitiert als Abschlussbericht (2023). 
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verhindert werden. Ein Untersuchungsausschuss hat lediglich die 
Möglichkeit, Vergangenes aufzuklären, nicht jedoch, Zukünftiges zu 
verhindern. Der Untersuchungszeitraum umfasste lediglich die Mo-
nate von Anfang 2020 bis zum 23. September 2020 (Einsetzungsstich-
tag). Aber auch danach setzte die Landesregierung die Corona-Maß-
nahmen ohne zureichende Datengrundlage und insbesondere durch 
die im Dezember 2020 beginnende Impfkampagne fort. Kritik an den 
staatlichen Maßnahmen wurde dabei rigoros unterdrückt. Die AfD-
Fraktion hat im Rahmen der parlamentarischen Möglichkeiten ver-
sucht, dem Vorgehen der Landesregierung durch Anträge und Sonder-
sitzungen Einhalt zu gebieten. Die Altparteien unterstützten den Kurs 
der Landesregierung und lehnten jede Erleichterung ab.

Die AfD-Fraktion hat daher im November 2022 für die Einsetzung 
eines zweiten Corona-Untersuchungsausschusses gesorgt, der heraus-
finden soll, ob »das Handeln der brandenburgischen Landesregierung, 
der politischen Leitungen der zuständigen Ministerien und der ihrer 
Fach-, Rechts- und Dienstaufsicht unterliegenden Behörden im Rah-
men ihrer Vorbereitung auf eine Pandemie und deren Bekämpfung 
von 2000 bis zum Stichtag, d. h. bis zum Tag des Einsetzungsbeschlus-
ses [17. November 2022] dieses Untersuchungsausschusses, geeignet, er-
forderlich und angemessen war«. Hier hat sich das Bild, das sich durch 
die Erkenntnisse des ersten Corona-Untersuchungsausschusses erge-
ben hat, bestätigt. Die Landesregierung handelte ohne hinreichende 
Datengrundlage, sie hat sich bei ihrer Gefahrenprognose allein auf 
den Bund und die Bundesbehörden verlassen und die massiven Grund-
rechtseingriffe im Rahmen des Corona-Maßnahmen zu keinem Zeit-
punkt kritisch hinterfragt.
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Mitglieder des Arbeitskreises

Lars Hünich

Die Corona-Krisenpolitik löste die 
schlimmste Gesellschaftskrise seit dem 
Zweiten Weltkrieg aus. Seit dem ers-
ten Lockdown im März 2020 handelte 
die Politik irrational. Ministerpräsident 

Woidke sagte als Zeuge im Ausschuss sinngemäß aus, die »Bilder 
von Bergamo« seien entscheidend für den ersten Lockdown im 
März 2020 gewesen. Die »Bilder von Bergamo« sind in der Corona-
Pandemie zum geflügelten Wort geworden. Dabei war es von An-
fang an nur ein Bild: Das Handyfoto vom 18. April 2020 zeigt ei-
nen Konvoi von Militärlastern. Insgesamt neun Fahrzeuge fahren 
hintereinander eine Straße entlang. Erst nachdem der Fotograf das 
Bild ins Internet gestellt hatte, tauchten unbewiesene Meldungen 
auf, dass die Lkw Leichen transportierten. Damit wurde das Bild zu 
einem Symbol des Todes. Die anderen Bilder, die gestapelte Särge 
u. a. zeigten, hatten mit Corona, dem Frühjahr 2020 oder Bergamo 
nichts zu tun. Sie wurden zu einem anderen Zeitpunkt auf Lam-
pedusa und in New York aufgenommen. Sie dienten der Manipula-
tion der Bevölkerung. Und sie tun es bis heute.
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Dr. Hans-Christoph Berndt

Insgesamt ergab sich durch die umfangrei-
che Beweisaufnahme, insbesondere durch 
die Aussagen von Behördenmitarbeitern 
und die Durchsicht von Akten, folgendes 
Bild: Die Landesregierung verfügte über 
keine belastbare Datengrundlage für ihre 
Maßnahmen. Die Landesregierung be-

mühte sich auch nicht darum. Sie gab keine einzige wissenschaft-
liche Studie in Auftrag. Dabei deutete sich spätestens seit Februar 
2020, seit der Heinsberg-Studie von Professor Streeck, an, dass das 
Virus doch nicht so tödlich wie befürchtet war. Hätte die Landes-
regierung ähnliche Studien in Brandenburg durchgeführt, wäre 
die Pandemie im Juni 2020 vorbeigewesen. Das war offensichtlich 
nicht gewollt, zum Schaden der Brandenburger. Hätte die Landes-
regierung Anstand, hätte sie angesichts dieser Ergebnisse zurück-
treten müssen.

Lars Günther

Ein parallel zu unserer Untersuchung 
eingesetztes Sachverständigengremium 
auf Bundesebene nach Paragraf 9 Ab-
satz 5 Infektionsschutzgesetz kam in 
der Rückschau auf die Corona-Pandemie 
zu nahezu identischen Ergebnissen wie 
unser Untersuchungsausschuss: Es gab 
keine belastbare Datengrundlage, keine 
angemessene Methodik und keine aussagekräftigen wissenschaft-
lichen Studien zur Beurteilung der Maßnahmen. Die Regierungen 
haben versagt. Aber auch die Presse hat versagt, weil sie sich zum 
willfährigen Erfüllungsgehilfen einer falschen Politik gemacht hat.
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THEMENKOMPLEX 1   

Datengrundlage, Informationsbeschaffung  
und Strategieentwicklung

Der Themenkomplex 1 enthält 18 Einzelfragen, die sich folgenden 
Punkten zuordnen lassen:

a.	 Herkunft und Qualität der Daten zur Risikoeinschätzung  
(Informationsquellen für die Risikoeinschätzung: Nr. 1, 2;  
Überprüfung der Daten und Erstellung von Prognosen/ 
Szenarien: Nr. 3, 4, 5, 16; Rolle des RKI: Nr. 7; Nutzung  
landeseigener Möglichkeiten: Nr. 8, 9, 12, 17, 18),

b.	Grundlagen und Ziele der Handlungsstrategie der Landes
regierung (Einfluss von Empfehlungen: Nr. 6; normative Maß-
stäbe: Nr. 10, 11),

c.	Teststrategie (Nr. 13, 14, 15, 16).

Das Land Brandenburg hat im Rahmen der föderalen Ordnung die 
Pflicht, das Infektionsschutzgesetz des Bundes zu vollziehen und 
Schutzmaßnahmen zu treffen, soweit nicht der Bund hierfür zustän-
dig ist. Dementsprechend hat das Land seit Auftreten der Corona-Pan-
demie in Deutschland auf der Grundlage des Infektionsschutzgeset-
zes die aus seiner Sicht notwendigen Schutzmaßnahmen getroffen. 
Vorwiegend ist dies im Land Brandenburg jedoch über Rechtsverord-
nungen erfolgt. Das Infektionsschutzgesetz ermächtigt hierzu, und 
insbesondere in einer nicht vollumfänglich abschätzbaren Gefahren-
situation für Leib und Leben der Brandenburger ist das schnelle Han-
deln über den Erlass von Rechtsverordnungen nicht nur zielführend, 
sondern ein probates Mittel zur Verhinderung der Verbreitung über-
tragbarer Krankheiten (§ 32 lfSG). Wie lange ein Regieren in einer Kri-
sensituation über (Rechts-)Verordnungen angemessen ist, kann nicht 
pauschal beantwortet werden. Die Antwort hängt vom Einzelfall ab. 
Jedoch wurde bereits wenige Wochen nach Einführung des Lock-
downs in Brandenburg klar, dass die befürchtete Gefahrensituation 
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sich – zum Glück – nicht so ergeben hatte. Spätestens mit Beendigung 
des Lockdowns wäre daher auch eine Rückkehr zum normalen Ge-
setzgebungsprozess möglich gewesen, wenn es dessen nicht sogar aus 
Verfassungsgründen bedurft hätte (beispielsweise aufgrund des De-
mokratieprinzips – Art. 20 GG bzw. Art. 2 der Verfassung des Lan-
des Brandenburg). Auch gibt es im Land Brandenburg Verfahren, drin-
gende Gesetze schneller zu verabschieden. 

Mit der Problematik des Regierens über Verordnungen – insbeson-
dere, wenn diese Art des Regierens über einen so langen Zeitraum 
wie im Land Brandenburg trotz parlamentarischer Kritik praktiziert 
wurde – ist auch die Frage der ausreichenden Information des Parla-
mentes durch die Landesregierung verbunden. Hier zeigten sich im 
Verlauf des Untersuchungszeitraums eklatante Verstöße, sodass selbst 
der Bericht der Regierungsfraktionen davon spricht, dass »dieser Un-
terrichtspflicht […] die Landesregierung während des Untersuchungs-
zeitraums nicht (immer) in vollem Umfang nachgekommen [ist]. Sie 
lehnte es sogar in ihrer Antwort vom 18. Juni 2020 auf die mündli-
che Frage Nr. 178 eines Abgeordneten ab, eine Unterrichtspflicht nach 
Art. 94 der Landesverfassung anzuerkennen.« An dieser Praxis hat sie 
später im Untersuchungszeitraum so strikt nicht mehr festgehalten. 
»[…] dies ändert jedoch nichts an der verfassungsrechtlichen Pflicht, die 
auch für Rechtsverordnungen gilt, die auf der Grundlage von Bundes-
recht erlassen werden.«7 

Dieses Verhalten der Landesregierung deutet darauf hin, dass sie sich 
zu sehr als Befehlsempfänger von Bundesregierung und Bundesbehör-
den sah. Die Bekämpfung von Krankheiten erfordert jedoch eigenstän-
diges und der jeweiligen Lage vor Ort angemessenes Handeln.

Die Kritik am Regieren über Rechtsverordnungen wurde auch ex-
plizit im Bericht des Sachverständigenausschusses nach § 5 Abs. 9 IfSG 
(Evaluation der Rechtsgrundlagen und Maßnahmen der Pandemiepo-
litik, kurz: Evaluationskommission zum IfSG) geäußert: »Es war da-
her auch ohne parlamentarischen Feststellungsbeschluss legitim, die 
Maßnahmen im Frühjahr 2020 (Lockdown 1) zunächst auf § 28 IfSG 
zu stützen. Allerdings hätte der Gesetzgeber dann im regulären Ge-
setzgebungsverfahren durch Schaffung neuer Ermächtigungsgrundla-
gen zeitnah nachsteuern müssen, was zunächst nicht und dann erst im 

7	 Abschlussbericht (2023), S. 1181.
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November 2020 geschehen ist, nachdem mehrere Gerichte zu erkennen 
gegeben hatten, dass sie die infektionsschutzrechtliche Generalklausel 
nicht mehr als hinreichende Rechtsgrundlage für Grundrechtseingriffe 
ansehen. In einer nächsten Pandemie könnte sich der Gesetzgeber zu-
dem nicht mehr darauf berufen, vom Regelungsbedarf überrascht wor-
den zu sein. Denn die Frage der Schutzmaßnahmen gegen eine Pande-
mie ist seither erkennbar regelungsbedürftig.«8

Die Verantwortung für die getroffenen Entscheidungen zur Be-
kämpfung der Corona-Pandemie im Land Brandenburg trägt die Lan-
desregierung von Brandenburg. Dies trifft auch auf die Entscheidungen 
hinsichtlich der Datengrundlage bzw. zur Verbesserung der Daten-
grundlage zu, genauso für das Unterlassen von Schritten zur Schaf-
fung von angemahnten Datengrundlagen bzw. zur Verbesserung von 
kritisierten Datengrundlagen. Vor diesem Hintergrund muss aus Sicht 
der AfD-Fraktion hervorgehoben werden, dass es natürlich Bundesin-
stitutionen wie das Robert-Koch-Institut (RKI) und das Paul-Ehrlich-
Institut (PEI) gibt, die aufgrund ihrer fachlichen Kompetenz und auf-
grund von gesetzlich normierten Zuständigkeiten auch für das Land 
Brandenburg selbstverständlich Ansprechpartner und Berater sind, da 
es nicht sinnvoll wäre, wenn es im Rahmen des Föderalismus vollstän-
dig redundante Strukturen mit entsprechender Mittel- und Personal-
ausstattung gäbe. Jedoch muss hierbei ebenfalls betont werden, dass, 
wenn nachvollziehbare, faktengestützte Kritik an einer solchen Insti-
tution wie dem RKI oder dem PEI geübt wird, das Land Brandenburg 
dieser Kritik nachgehen und auf eine Behebung der Mängel bzw. eine 
Verbesserung der Datengrundlagen drängen muss. Wenn – trotz be-
stehender zeitnaher Kritik der AfD-Fraktion – das Land Brandenburg 
bzw. dessen Regierung nachweisbar nicht auf die parlamentarische Kri-
tik reagiert hat und nicht von ihren Möglichkeiten zur Verbesserung 
der bestehenden Prozesse im Rahmen der Zusammenarbeit mit diesen 
Institutionen (RKI, PEI) Gebrauch gemacht hat, dann kann sich die 
Landesregierung nicht exkulpieren, d. h. sich nicht auf ihre »Nicht-Zu-
ständigkeit« in Fragen dieser Datengrundlage berufen (siehe Anträge 
für das Parlament: Drucksachen-Nr. 7/1408 – »Repräsentative Unter-
suchungen zur Verbreitung von SARS-CoV-2«, 7/1369 – »Erarbeitung 

8	 Evaluationskommission: »Evaluation der Rechtsgrundlagen und Maßnahmen der Pandemiepolitik – Bericht des 
Sachverständigenausschusses nach § 5 Abs. 9 IfSG«, S. 104, in: www.bundesgesundheitsministerium.de (30. Juni 
2022), abgerufen am 11. Januar 2023. Im Folgenden zitiert als Evaluationskommission (2022).
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einer Teststrategie zur weiteren Bekämpfung der Corona-Pandemie«, 
7/1116 – »Erarbeitung einer Teststrategie zur weiteren Bekämpfung der 
Corona-Pandemie«).

Dass diese Kritik zu den Datengrundlagen berechtigt ist, zeigt die 
Evaluationskommission zum IfSG: 

»Ferner fehlte eine ausreichende und stringente begleitende Datenerhe-

bung, die notwendig gewesen wäre, um die Evaluierung einzelner Maß-

nahmen oder Maßnahmenpakete zu ermöglichen.«9 

»Es war richtig, dass der Gesetzgeber im Prozess festgelegt hat, dass die 

Maßnahmen des IfSG kritisch zu evaluieren sind. Aber zugleich erweist 

es sich als unglücklich, diese Aufgabe erst nach Ablauf von nahezu zwei 

Jahren Pandemie ernsthaft anzugehen. Insbesondere die bis dahin ver-

säumte Erhebung der notwendigen Daten lässt sich nicht mehr rückgän-

gig machen.«10 

»Allerdings ist das RKI laut dem Pandemieplan von 2017 auch ›die zent-

rale Forschungs- und Referenzeinrichtung für Infektionskrankheiten […]‹ 

und hier werden ›die Maßnahmen des Infektionsschutzes […] erforscht‹. 

[…] Diese Institution stünde bei der Lösung des identifizierten Daten- 

und Studienproblems somit auch selbst in der Pflicht. Welche konkre-

ten Anforderungen und Verpflichtungen daraus erwachsen und wie die 

Einrichtung besser dazu befähigt werden kann und soll, um dieser Ver-

antwortung nach der aktuellen Krise besser gerecht werden zu können, 

sollte offen und zeitnah diskutiert werden.«11 

»Entsprechende Aufträge an Forschungseinrichtungen und professionelle 

Anbieter von Datenerhebung und -auswertung könnte die Politik nach 

wie vor in Gang setzen: Die Pandemie ist noch nicht vorbei, der Bedarf 

an belastbaren Daten besteht fort (siehe Ausführungen des Berichts zum 

Datenmanagement).«12 

9	 Evaluationskommission (2022), S. 11.
10	 Ebd., S. 23.
11	 Ebd., S. 26 f.
12	 Ebd., S. 37.
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»Rückblickend hat sich gezeigt, dass es Schwierigkeiten bei der Datener-

hebung und -verknüpfung sowie bei der zeitnahen Datenerfassung bzw. 

Datenverfügbarkeit während der Pandemie gab. So standen bzw. stehen 

wichtige aktuelle Versorgungsdaten für wissenschaftliche Auswertungen 

nicht maschinenlesbar bzw. nur bedingt oder mit erheblichem Zeitver-

zug zur Verfügung. Unterschiedliche Stratifizierung der verschiedenen 

Maße und uneinheitliche Definitionen in Deutschland, aber auch in Eu-

ropa haben die systematische Auswertung zusätzlich erschwert.«13

»Während der Pandemie wurde daher vorrangig auf ausländische Studien 

zugegriffen etwa aus Großbritannien, Dänemark und den USA, da diese 

Daten mit der benötigten zeitlichen Auflösung Informationen zur Infek-

tiosität oder Krankheitsschwere beinhalten. Eine Eins-zu-eins-Übertrag-

barkeit der Ergebnisse auf die Situation in Deutschland ist jedoch auf-

grund der Unterschiede in den Rahmenbedingungen limitiert.«14

»Fallkontrollstudien wurden in Deutschland in der frühen Phase der Pan-

demie kaum durchgeführt bzw. publiziert, bestehende Kohorten wie die 

NAKO-Gesundheitsstudie wurden nicht umfänglich einbezogen.«15

»Neben den Daten der Sentinel-Systeme sind zeitlich und räumlich eng-

maschige longitudinale repräsentative Zufallsstichproben zum aktuellen 

Infektionsgeschehen zwingend, wie sie etwa in Großbritannien und Is-

land erhoben werden.«16

Insofern erschließt sich aus hiesiger Sicht nicht, wie der Bericht der 
Regierungsfraktionen von SPD, CDU und Grünen zu der Conclusio 
kommt, dass »aus Sicht des Untersuchungsausschusses […] die Landes-
regierung ihre Verantwortung pflichtgemäß wahrgenommen [hat]. Sie 
konnte sich auf hinreichende Datengrundlagen verlassen, die im Zeit-
verlauf immer umfangreicher wurden und zuverlässigere Einschät-
zungen ermöglichten.« 17 Richtig ist vielmehr, dass die Landesregierung 
trotz vorgebrachter Kritik im Rahmen parlamentarischer Prozesse an 

13	 Ebd., S. 43.
14	 Ebd., S. 43.
15	 Ebd., S. 43.
16	 Ebd., S. 45.
17	 Abschlussbericht (2023), S. 1169. 
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ihrer eingenommenen Rolle im Einheitsgefüge der MPK festgehal-
ten und ihre Einschätzung einer »hinreichenden Datengrundlage« bis 
heute beibehalten hat. Nochmals explizit: Die Kritik der AfD-Frak-
tion trifft nicht die zu Beginn der Pandemie getroffenen Entscheidun-
gen der Landesregierung Brandenburg, sondern – trotz deutlich wahr-
nehmbarer Kritik und öffentlich bekannter Fakten – das bis heute 
andauernde Festhalten an den alten (Argumentations-)Mustern.

Insofern teilt die AfD-Fraktion auch nicht die pauschale Aussage 
des Berichts der Regierungsfraktionen, dass »auf die Ausführungen im 
Bericht der Landesregierung zum Themenkomplex 1 verwiesen werden 
[kann], an deren Richtigkeit zu zweifeln kein Anlass besteht«.18 Im Ge-
genteil ist zu kritisieren, dass die Antworten der Landesregierung auf 
die Fragen des Einsetzungsbeschlusses im Rahmen der Regierungsbe-
richte oft fragwürdig sind. Hierzu vier Beispiele von vielen möglichen:

1. Die im Einsetzungsbeschluss erfragte »Handlungsalternative der 
Unterlassung aller und jeder einzelnen Maßnahme«, beispielsweise 
in Frage 65 des Einsetzungsbeschlusses, bzw. eines Ansatzes des »Lau-
fenlassens« ist ein rein theoretisches Konstrukt, welches eine soge-
nannte Nullhypothese bzw. den kontrafaktischen Verlauf darstellt. Es 
ist selbstverständlich, dass die Landesregierung Maßnahmen zu ergrei-
fen hat, um Gefahr von Leib und Leben abzuwenden. Die Frage ist, ob 
es zwischen der Nullhypothese und beispielsweise einem Lockdown 
noch Optionen gegeben hätte. Die Landesregierung verneint dies ex-
plizit und stellt diesen Handlungsraum zwischen der Nullhypothese 
und dem Lockdown als binär bzw. zweidimensional dar. Jedoch ist die 
Betrachtung von Referenzsituationen elementar, vor allem hinsicht-
lich der im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung zu vollziehen-
den Kausalanalysen.

Die Evaluationskommission führt hierzu beispielsweise aus:
 

»Kenner konstruieren Kontraste

Jede Aussage zur ursächlichen Wirkung einer Maßnahme, und dies gilt 

auch für die staatlichen Interventionen zur Bekämpfung der Corona-

Pandemie, beruht auf einem Kontrast zwischen dem tatsächlich mit 

der Maßnahme Erreichten und derjenigen Situation, die sich bei einem 

18	 Ebd. 
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hypothetischen, dem ›kontrafaktischen‹, Verlauf der Dinge ergeben hätte. 

Der angemessene Vergleich beschreibt dabei eine Entwicklung, die sich 

ohne die Maßnahme bei ansonsten in allen relevanten Belangen gleichen 

Voraussetzungen ergeben hätte – zum Beispiel wie sich die Fallzahlen 

ohne eine bestimmte Maßnahme wie beispielsweise Kontaktbeschrän-

kungen entwickelt hätten. Diese ›kontrafaktische‹ Vergleichssituation 

kann naturgemäß nicht beobachtet werden. Sie muss konstruiert und 

ihre Vergleichbarkeit argumentativ begründet werden. Dieser Anfor-

derung kann man nicht dadurch entgehen, dass man sich ihr nicht aus-

drücklich stellt: Ein intuitiv gebildeter Kontrast nutzt lediglich eine al-

ternative, aber nicht weiter begründete Vergleichssituation.

Die überzeugende Konstruktion einer angemessenen Vergleichssituation 

des ›Was wäre gewesen, wenn‹ ohne die zu evaluierende Maßnahme ist 

somit das Herzstück jeder belastbaren Maßnahmenevaluation.«19

 

»Die entscheidende Herausforderung liegt dann darin, trotz des Einflus-

ses der Betroffenen auf ihr eigenes Behandlungsregime, den im Labor die 

Zufallsauswahl ausschließt, solche Entwicklungen zu konstruieren, die 

sich ohne die Maßnahme ergeben hätten. Dies erfordert die Formulie-

rung der richtigen kontrafaktischen Frage und die Wahl einer angemesse-

nen Identifikationsstrategie, denn die kontrafaktische Situation ist hypo-

thetisch und nicht beobachtbar.«20

 
Auf die damit verbundenen Mindestanforderungen, die weder beim 
RKI oder dem PEI noch bei der Landesregierung Brandenburgs vorla-
gen, soll hier an der Stelle nicht eingegangen werden.21 

2. Die Landesregierung berief sich sowohl in den Zeugenvernehmun-
gen als auch in ihren Regierungsberichten auf das vom Bundesminis-
terium des Innern und für Heimat veröffentlichte Papier »Wie wir 
COVID-19 unter Kontrolle bekommen« – ein Papier, das von einer Ar-
beitsgruppe mit dem Ziel der maximalen Angstmache erstellt wor-
den war. Nachweislich wurden die bereits bei der Erstellung verfügba-
ren Daten zu SARS-CoV-2 nicht als Grundlage ihrer Beurteilung und 
Folgerungen verwendet, siehe beispielsweise den Artikel »COVID-19: 

19	 Evaluationskommission (2022), S. 28.
20	 Evaluationskommission (2022), S. 29.
21	 Vgl. hierzu ebd., S. 29 ff.
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Umfassende Daten aus China und Infektionen auf Kreuzfahrtschiff«.22 
So heißt es in dem Papier, unter »4 a. Worst case verdeutlichen!«:

»Wir müssen wegkommen von einer Kommunikation, die auf die Fall-

sterblichkeitsrate zentriert ist. Bei einer prozentual unerheblich klingen-

den Fallsterblichkeitsrate, die vor allem die Älteren betrifft […]. Diese 

Mechanismen haben in der Vergangenheit sicher zur Verharmlosung der 

Epidemie beigetragen.

Um die gewünschte Schockwirkung zu erzielen, müssen die konkreten 

Auswirkungen einer Durchseuchung auf die menschliche Gesellschaft 

verdeutlicht werden:

1) Viele Schwerkranke werden von ihren Angehörigen ins Krankenhaus 

gebracht, aber abgewiesen, und sterben qualvoll um Luft ringend zu 

Hause. Das Ersticken oder nicht genug Luft kriegen ist für jeden Men-

schen eine Urangst. Die Situation, in der man nichts tun kann, um in 

Lebensgefahr schwebenden Angehörigen zu helfen, ebenfalls. Die Bilder 

aus Italien sind verstörend.

2) ›Kinder werden kaum unter der Epidemie leiden‹: Falsch. Kinder wer-

den sich leicht anstecken, selbst bei Ausgangsbeschränkungen, z. B. bei 

den Nachbarskindern. Wenn sie dann ihre Eltern anstecken, und einer 

davon qualvoll zu Hause stirbt und sie das Gefühl haben, schuld daran zu 

sein, weil sie z. B. vergessen haben, sich nach dem Spielen die Hände zu 

waschen, ist es das Schrecklichste, was ein Kind je erleben kann.

3) Folgeschäden: Auch wenn wir bisher nur Berichte über einzelne Fälle 

haben, zeichnen sie doch ein alarmierendes Bild. Selbst anscheinend Ge-

heilte nach einem milden Verlauf können anscheinend jederzeit Rück-

fälle erleben, die dann ganz plötzlich tödlich enden, durch Herzinfarkt 

oder Lungenversagen, weil das Virus unbemerkt den Weg in die Lunge 

oder das Herz gefunden hat. Dies mögen Einzelfälle sein, werden aber 

ständig wie ein Damoklesschwert über denjenigen schweben, die einmal 

infiziert waren. Eine viel häufigere Folge ist Monate und wahrscheinlich 

jahrelang anhaltende Müdigkeit und reduzierte Lungenkapazität, wie 

dies schon oft von SARS-Überlebenden berichtet wurde und auch jetzt 

22	 Vgl. »COVID-19: Umfassende Daten aus China und Infektionen auf Kreuzfahrtschiff«, in:  
www.sciencemediacenter.de (18. Februar 2020), abgerufen am 11. Januar 2023.
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bei COVID-19 der Fall ist, obwohl die Dauer natürlich noch nicht abge-

schätzt werden kann.« 23

Dass dieses Argumentationspapier offensichtlich auch die Sicht der 
Landesregierung widerspiegelt, zeigt die Kommentierung im Rahmen 
eines Regierungsberichtes: »Demnach beantworteten die meisten Vi-
rologen, Epidemiologen, Mediziner, Wirtschafts- und Politikwissen-
schaftler […] die Frage ›was passiert, wenn nichts getan wird‹ mit einem 
Worst-Case-Szenario von über einer Million Toten im Jahre 2020 – für 
Deutschland allein. Ein Expertenteam von RKI, RWI, IW, SWP, Uni-
versität Bonn/University of Nottingham Ningbo China, Universität 
Lausanne und Universität Kassel bestätigt diese Zahlen mit einem für 
Deutschland entwickelten Gesamtmodell.«24 Dieser Regierungsbericht 
vom 9. Februar 2021 geht auf die bereits seit vielen Monaten bekannt 
gewesene Kritik sowohl an den Umständen als auch an den Inhalten 
und an der Zusammensetzung dieser Arbeitsgruppe nicht ein.

Insofern war die Aussage von Gesundheitsministerin Nonnemacher 
im Rahmen ihrer zeugenschaftlichen Einvernahme im Untersuchungs-
ausschuss, man habe das Papier zur Kenntnis genommen, aber es sei 
nicht weiter berücksichtigt worden, fragwürdig. Diese Zweifel schei-
nen insbesondere vor dem Hintergrund der angewandten Panikrheto-
rik der Landesregierung im Verlauf vieler Plenardebatten im Landtag 
Brandenburg angebracht.

3. Der Bericht der Regierungsfraktionen schließt zum Thema Daten-
grundlage unter lit. a): »Aus Sicht des Untersuchungsausschusses war 
die objektive Tatsachenlage eindeutig. Für die Unterstellung, die Lan-
desregierung habe sich von effektheischenden visuellen Darstellungen 
(›Bilder aus Bergamo‹) leiten lassen und letztlich irrational gehandelt, 
gibt es keinerlei vernünftige Anhaltspunkte.«25

23	 »Wie wir COVID-19 unter Kontrolle bekommen – Strategiepapier des Bundesinnenministeriums«, S. 13, in:  
www.fragdenstaat.de (1. April 2020), abgerufen am 11. Januar 2023.

24	 Bericht der Landesregierung zu dem Fragenkomplex zu Ziffer 1 des Einsetzungs- und Ausstattungsbeschlusses des 
Untersuchungsausschusses zur »Untersuchung der Krisenpolitik der Landesregierung im Zusammenhang mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 und der Erkrankung COVID-19« (Landtagsdrucksache 7/1991 (ND)-B), Beschluss des 
Untersuchungsausschusses vom 9. Oktober 2020, Stand: 9. Februar 2021, S. 8 f.

25	 Abschlussbericht (2023), S. 1174.
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Ministerpräsident Dr. Woidke führte diesbezüglich im Untersuchungs-
ausschuss zur Corona-19-Pandemie in Brandenburg aus: 

»Mich macht das sehr betroffen, und, meine sehr verehrten Damen und 

Herren, es geht mir auch sehr an die Nieren. Ich habe heute noch die trau-

rigen Bilder aus der italienischen Stadt Bergamo im Kopf, die im März 2020 

zu den am schwersten von der Pandemie betroffenen Städten weltweit ge-

hörte. Allein im März 2020 starben in der 120 000-Einwohner-Stadt Ber-

gamo 670 Menschen an COVID-19. Sie können sich sicher alle an die Bilder 

erinnern, an Bilder von Armeefahrzeugen, die Dutzende Särge aus Ber-

gamo fuhren, an die Bilder von überfüllten Leichenhallen und da auch an 

die Aussagen von Angehörigen und Bestattern, dass für den Abschied, für 

die Bestattung von Verstorbenen kaum Zeit geblieben ist. Die Angehöri-

gen konnten sich in vielen Fällen nicht angemessen von ihren Großeltern, 

von ihren Vätern, von ihren Müttern, Geschwistern und Kindern verab-

schieden. Es dürfte sich von selbst verstehen, meine sehr verehrten Damen 

und Herren, dass ich alles dafür tun wollte und weiter will, dass sich kein 

zweites Bergamo bei uns im Land Brandenburg ereignet, dass ich, so wie ich 

meinen Amtseid auch verstehe, die Menschen in unserem Land schützen 

wollte und schützen will.«26

Bildungsministerin Ernst führte hingegen im Untersuchungsausschuss 
zur Corona-19-Pandemie in Brandenburg wie folgt aus:

»Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Die zentrale Entscheidung über die 

Schließung ist von der Ministerpräsidentenkonferenz in Deutschland am 

12. März getroffen worden. Das war eine wichtige Zusammenkunft. Dort 

sind eingeflossen in den Entscheidungsprozess – auch öffentlich zugäng-

lich – die Einschätzungen führender Virologen, aber auch das Robert-

Koch-Institut als die zentrale nationale Behörde – ist dort entschlossen 

worden, sofort viele Lebensbereiche zu schließen.

In meiner Erinnerung hat es schon Abwägungsprozesse gegeben. Aber 

angesichts der dramatischen Bilder, die uns aus den Nachbarländern er-

eilt hatten, und angesichts der Unkenntnisse über die Verbreitungswege 

stand der Schutz der Bevölkerung absolut im Vordergrund. Daraufhin hat 

man sich in der MPK verständigt. Wir haben in Brandenburg dann sofort 

26	 P-UA 7/1 – 7/7 öffentliche Sitzung, S. 12.
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reagiert. Wir sind, ich glaube, einen Tag später, am 13., zu einer Sondersit-

zung der Landesregierung zusammengekommen, haben uns darauf ver-

ständigt.«27

Die an Corona gestorbenen Menschen und die Verhinderung von wei-
teren Todesfällen waren und sind auch der AfD-Fraktion sehr wichtig, 
und wir wissen, dass es Handlungsbedarf gegen die Corona-Pandemie 
gab. Zur ganzen Wahrheit gehört jedoch, dass der Lockdown für Bran-
denburg bereits im Rahmen der Ministerpräsidentenkonferenz am 12. 
März 2020 beschlossen wurde. Zu dieser Zeit gab es noch keinerlei Bil-
der aus Bergamo, da das gehäufte Auftreten von Corona in Bergamo, die 
oben genannten Todesfälle als auch die angeblichen Militärtransporte 
von Corona-Toten noch nicht stattgefunden hatten. Tatsächlich ist es 
so, dass auf Drängen der Bundesregierung der Lockdown deutschland-
weit beschlossen wurde, was indirekt durch die vernommenen Zeugen 
bestätigt wurde, weil die MPK, obwohl keine offizielle Institution und 
keinerlei Legitimation besitzend, als »handlungsleitend« verstanden 
wurde und wird.

Bildungsministerin Ernst sagte insofern:
  
»Ich wiederhole gern, dass handlungsleitend für das Handeln der Landes-

regierung die Beschlüsse der Ministerpräsidentenkonferenz mit der Bun-

deskanzlerin waren. Die Verständigungen, die dort jeweils getroffen wur-

den, wurden dann in den Ländern umgesetzt. Und nach den Beschlüssen 

der MPK über die Schließung in vielen gesellschaftlichen Bereichen, un-

ter anderem den Schulen, hat die Landesregierung diese Beschlüsse auch 

gefasst. Und die sind dann durch entweder Eindämmungsverordnung 

oder allgemeine Weisung des MSGIV umgesetzt worden.«28

 

Auf die Frage des Abgeordneten Dr. Berndt (AfD): »Welche Daten 
des Landes Brandenburg, Frau Ministerin, sind denn in den Beschluss 
der handlungsleitenden Ministerpräsidentenkonferenz vom 12. März 
eingeflossen? Welche Daten aus Brandenburg waren Grundlage, mit 
Grundlage, für den Beschluss der Ministerpräsidentenkonferenz?« ant-
wortete Frau Bildungsministerin Ernst: »Ich habe das beantwortet. Ich 

27	 P-UA 7/1 – 7/13 öffentliche Sitzung, S. 81.
28	 P-UA 7/1 – 7/13 öffentliche Sitzung, S. 96.
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habe gesagt, dass die Bundesregierung beraten wird und nach meiner 
Kenntnis diese Dinge dort eingeflossen sind. Mehr kann ich nicht sa-
gen, weil ich dem Gremium nicht angehöre.«29

Ein nennenswertes Infektionsgeschehen im Land Brandenburg war 
bis zum 12. März 2020 faktisch nicht vorhanden. Den ersten positiv ge-
testeten Fall gab es am 2. März 2020. Am 8. März wurde eine Lehrerin 
positiv getestet.30 Die Entscheidung zum Lockdown für Brandenburg 
ist daher ohne zahlenmäßig vorhandene Infektionsvorfälle – nur auf-
grund der damals vorliegenden Gefährdungseinschätzung im Rah-
men der MPK am 12. März 2020 – getroffen worden. Selbst der Regie-
rungsbericht zum Themenkomplex 1 weist in seinen Statistiken erst 
die Infektionsfälle ab dem 17. März 2020 aus, weil es vor dem 17. März 
faktisch keine Infektionen im Land Brandenburg gab. Gemäß den 
Daten des RKI zum Land Brandenburg gab es vom 17. März bis zum 

29	 P-UA 7/1 – 7/13 öffentliche Sitzung, S. 110.
30	 Vgl. »Die Corona-Krise in Brandenburg – eine Chronologie der Pandemie«, in: www.moz.de (28. Februar 2021),  

abgerufen am 12. Januar 2023.

Abbildung 1: Regierungsbericht zum TK1 – COVID-19: Infizierte, Genese und Verstorbene Fälle  
kumuliert im Land Brandenburg. Entnommen aus dem Bericht der Landesregierung zu dem Fragenkom-
plex zu Ziffer 1 des Einsetzungs- und Ausstattungsbeschlusses des Untersuchungsausschusses zur »Unter-
suchung der Krisenpolitik der Landesregierung im Zusammenhang mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 und 
der Erkrankung COVID-19« (Landtagsdrucksache 7/1991 (ND)-B), Beschluss des Untersuchungsausschus-
ses vom 9. Oktober 2020, Stand: 9. Februar 2021, S. 7.
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30. April 2020 durchschnittlich 62,7 Infektionsfälle, wobei die Lock-
down-Maßnahmen anscheinend keinerlei Einfluss auf das Infektions-
geschehen hatten. Zur völlig ungenügenden Darstellung der Infekti-
onsfälle, wie der Darstellung von kumulierten Infektionsfällen, und 
dem falschen Umgang mit positiven Tests und deren Einordnung siehe 
das nachfolgende vierte Beispiel.

Insofern stimmt die AfD-Fraktion dem eingangs angeführten Zi-
tat aus dem Bericht der Regierungsfraktionen vollumfänglich zu und 
ergänzt, dass weder effektheischende Bilder noch überhaupt irgend-
eine belastbare Datengrundlage zu den beschlossenen Maßnahmen 
am 12. März 2020 für das Land Brandenburg geführt haben. Der Ver-
such, diese Entscheidungen der MPK und der Landesregierung mit Er-
eignissen im italienischen Bergamo, die erst mehrere Wochen später 
passierten, zu legitimieren, ist nicht hinnehmbar. Auch wenn diese 
Ereignisse in Bergamo vor dem 12. März 2020 stattgefunden hätten, 
wären sie nicht geeignet, einen gesellschaftlichen Stillstand, wie er 
durch die Lockdown-Maßnahmen hervorgerufen wurde, zu rechtfer-
tigen – vor allem vor dem Hintergrund, dass es seinerzeit faktisch fast 
kein Infektionsgeschehen vor und nach dem 12. März 2020 in Branden-
burg gab und zusätzlich die MPK in keiner Weise demokratisch legi-
timiert war bzw. überhaupt eine Verortung im Rechtsstaat der Bun-
desrepublik Deutschland innehat. Die Berufung von Mitgliedern der 
Landesregierung auf die »handlungsleitende« MPK ist insbesondere 
unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten zum Demokratie- und 

Abbildung 2: RKI-Dashboard zum Land Brandenburg im Jahr 2020 – COVID-19-Fälle pro Tag, rote Linie 
= Stichtag des UA Corona, vgl. »Dashboard COVID-19 Lage im Land Brandenburg – COVID-19-Fälle pro 
Tag«, in: https://experience.arcgis.com (12. Januar 2023), abgerufen am 12. Januar 2023.
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Rechtsstaatsprinzip hochbedenklich. Denn nach Art. 89 der Verfas-
sung des Landes Brandenburg bestimmt der Ministerpräsident die 
Richtlinien der Regierungspolitik und ist dafür dem Landtag verant-
wortlich. Innerhalb dieser Richtlinien leitet jedes Mitglied der Landes-
regierung den ihm anvertrauten Geschäftsbereich selbstständig und 
unter eigener Verantwortung gegenüber dem Landtag. Auf Geheiß von 
Beschlüssen der Ministerpräsidentenkonferenz auf Landesebene tätig 
werden zu müssen, greift insofern einerseits in die Richtlinienkompe-
tenz des Ministerpräsidenten und andererseits in die Ressortkompe-
tenz der jeweiligen Fachminister ein.

4. Die Datengrundlage im Verlauf der Pandemie war dünn und man-
gelhaft. Hierbei ist zu betonen, dass das RKI die Kompetenzbehörde 
nicht nur des Bundes, sondern auch Ansprechpartner und Kompetenz-
behörde für das Land Brandenburg war und ist. Daher durfte die Lan-
desregierung zumindest zu Beginn der Pandemie in gewissem Umfang 
auf eine adäquate und fachlich kompetente Begleitung durch das RKI 
vertrauen.

Die AfD-Fraktion weicht hier aber deutlich von der Einschätzung 
des Untersuchungsausschusses ab, denn sie findet mitnichten, dass die 
Landesregierung sich auf eine hinreichende Datengrundlage verlassen 
konnte, welche im Zeitverlauf immer umfangreicher wurde und zuver-
lässigere Einschätzungen ermöglichte. Eine Datengrundlage für eine 
angemessene Evaluation der Maßnahmen hat die Landesregierung nie 
besessen, genauso wenig wie der Bund oder das RKI. Auch waren die 
angewandten Methoden in keiner Weise geeignet, einzelne Maßnah-
men oder gar Maßnahmenbündel zu bewerten. Im Folgenden werden 
Beispiele aus dem Bericht der IfSG-Kommission zu den Versäumnissen 
des RKI wiedergegeben, welche sich wiederum vollumfänglich auf die 
Datengrundlage des Landes Brandenburg auswirkten.

Im Bericht der Evaluationskommission heißt es dazu u. a.:
 
»Allerdings ist das RKI laut dem Pandemieplan von 2017 auch ›die zent-

rale Forschungs- und Referenzeinrichtung für Infektionskrankheiten […]‹ 

und hier werden ›die Maßnahmen des Infektionsschutzes […] erforscht‹. 

[…] Diese Institution stünde bei der Lösung des identifizierten Daten- 

und Studienproblems somit auch selbst in der Pflicht. Welche konkre-

ten Anforderungen und Verpflichtungen daraus erwachsen und wie die 
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Einrichtung besser dazu befähigt werden kann und soll, um dieser Ver-

antwortung nach der aktuellen Krise besser gerecht werden zu können, 

sollte offen und zeitnah diskutiert werden.«31

»Während in anderen Ländern Möglichkeiten zur Einschätzung der Wir-

kung von NPI genutzt wurden, ist eine koordinierte Begleitforschung 

während der Corona-Pandemie in Deutschland weitgehend unterblieben. 

Insbesondere gibt es kein von einem nationalen Expertenteam entwi-

ckeltes, nationales Forschungskonzept zur SARS-CoV-2-Epidemiologie 

und -Bekämpfung, um die begleitende Forschung im Bereich Epidemio-

logie und Public-Health zu koordinieren und auf Grundlage besserer 

Daten und darauf aufbauender Analysen die anstehenden Entscheidun-

gen in der Pandemie zu fällen. Daher existiert auch immer noch kein 

nationaler Katalog der drängendsten epidemiologischen Fragen, der als 

Grundlage für die Priorisierung und abgestimmte Umsetzung nationaler 

oder regionaler Studien dienen könnte. Dabei wäre auch das Vorhanden-

sein der in atemberaubender Geschwindigkeit publizierten internationa-

len Studien zu berücksichtigen.«32

 

»Um vor diesem Hintergrund zu überzeugen, muss jeder Versuch der Eva-

luation einer (staatlichen) Maßnahme nicht nur eine überzeugende Iden-

tifikationsstrategie verfolgen, sondern auch eine Reihe von Mindestan-

forderungen erfüllen. Vor allem gilt es, (i) alle verwendeten Datenquellen 

sorgfältig aufzuführen, (ii) alle möglichen Fehlerquellen bei der statisti-

schen Inferenz zu berücksichtigen und (iii) alle Prozessschritte öffent-

lich zugänglich und dadurch überprüfbar zu gestalten. Rein deskriptive 

Ansätze, so präzise sie das tatsächliche Geschehen auch erfassen mögen, 

sind ebenso wie eine sorgfältige Buchhaltung über die verausgabten Fi-

nanzmittel ungeeignet, um die Wirkung einer Maßnahme einzuschätzen, 

da sie die entscheidende Frage nach einer angemessenen Vergleichssitua-

tion nicht stellen.«33

 

»Leitlinien für die Evaluation der Corona-Maßnahmen-Prinzipien.

Diese Darlegung hat verdeutlicht, dass es zwar schwierig ist, umfas-

sende Maßnahmenbündel zu evaluieren, dass dies aber keineswegs von 

vornherein unmöglich ist. Wenn die politisch Verantwortlichen darauf 

31	 Evaluationskommission (2022), S. 26 f.
32	 Ebd., S. 27.
33	 Ebd., S. 29.
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hinwirken wollen, dass eine solche Evaluation zustande kommt, müssen 

sie frühzeitig die erforderlichen Vorkehrungen treffen, insbesondere die 

systematische Erhebung, Zusammenführung und Auswertung relevanter 

Daten. Im Idealfall sollte dies bereits deutlich vor dem Zeitpunkt begin-

nen, an dem die Maßnahmen in Gang gesetzt werden. Denn nur dann 

kann empirisch erfasst werden, ob die intendierten Maßnahmen in der 

Praxis überhaupt zur Umsetzung gelangen – was nicht immer gewähr-

leistet ist – und wie sich relevante Ergebnisgrößen, beispielsweise Infek-

tionsraten, unter dem Eindruck dieser Maßnahmen entwickeln.«34

 

»Entsprechende Aufträge an Forschungseinrichtungen und professionelle 

Anbieter von Datenerhebung und -auswertung könnte die Politik nach 

wie vor in Gang setzen: Die Pandemie ist noch nicht vorbei, der Bedarf 

an belastbaren Daten besteht fort (siehe Ausführungen des Berichts zum 

Datenmanagement).«35

 

»Laut Pandemieplan umfasst die Risikoeinschätzung einer Pandemie im 

Wesentlichen das epidemische Potenzial, also die Übertragung des Erre-

gers in der Bevölkerung, das epidemiologische (Schwere)-Profil von respi-

ratorisch übertragbaren Erkrankungen und die Ressourcenbelastung im 

Gesundheitsversorgungssystem. Zu diesem Zweck wurden im Rahmen 

der Pandemie verschiedene Daten zum Teil unsystematisch auf Ebene 

der Bundesländer, der Kreise bzw. kreisfreien Städte oder auf Gemeinde-

ebene erhoben:

	t Meldedaten nach IfSG

	t Daten zur Kontaktpersonennachverfolgung (KPN)

	t Daten zur Ressourcenbelastung im Gesundheitsversorgungssystem

	t Impfquotenmonitoring

	t Syndromische Surveillance und Studiendaten

	t Forschungs- und Versorgungsdaten«36

»Rückblickend hat sich gezeigt, dass es Schwierigkeiten bei der Datener-

hebung und -verknüpfung sowie bei der zeitnahen Datenerfassung bzw. 

Datenverfügbarkeit während der Pandemie gab. So standen bzw. stehen 

34	 Ebd., S. 36.
35	 Ebd., S. 37.
36	 Ebd., S. 41.
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wichtige aktuelle Versorgungsdaten für wissenschaftliche Auswertungen 

nicht maschinenlesbar bzw. nur bedingt oder mit erheblichem Zeitverzug 

zur Verfügung. Unterschiedliche Stratifizierung der verschiedenen Maße 

und uneinheitliche Definitionen in Deutschland, aber auch in Europa 

haben die systematische Auswertung zusätzlich erschwert. Dies betrifft 

auch wichtige Indikatoren wie Inzidenzen, Infektionsraten, Todesfälle, 

Dunkelziffern, dominante Virusvarianten, Altersverteilung, sozioökono-

mischer Status, Immunitätsstatus, Vorerkrankungen, Hospitalisierungs-

raten und den Anteil genesener bzw. geimpfter Personen. Während der 

Pandemie wurde daher vorrangig auf ausländische Studien zugegriffen 

etwa aus Großbritannien, Dänemark und den USA, da diese Daten mit 

der benötigten zeitlichen Auflösung Informationen zur Infektiosität 

oder Krankheitsschwere beinhalten. Eine Eins-zu-eins-Übertragbarkeit 

der Ergebnisse auf die Situation in Deutschland ist jedoch aufgrund der 

Unterschiede in den Rahmenbedingungen limitiert. Fallkontrollstudien 

wurden in Deutschland in der frühen Phase der Pandemie kaum durchge-

führt bzw. publiziert, bestehende Kohorten wie die NAKO-Gesundheits-

studie wurden nicht umfänglich einbezogen.«37

 

»Die Meldedaten nach IfSG dienen dabei zur Beobachtung des Verlaufs 

der Pandemie in Deutschland, liefern aber auch wertvolle einzelfallba-

sierte Informationen, die u. a. eine Kontaktpersonen-Nachverfolgung er-

möglichen. Das System ist sehr sensitiv für die Erfassung von Fällen ge-

rade in der Frühphase der Pandemie und bei relativ niedriger Inzidenz. 

Dagegen eignen sich Meldedaten nur sehr eingeschränkt zur Bestim-

mung der Krankheitslast in der Bevölkerung, wenn es zu einer fortge-

setzten Übertragung kommt. Weitere Surveillance-Projekte zur Über-

wachung akuter Atemwegserkrankungen sollen die Epidemiologie, die 

Krankheitsschwere und die Krankheitslast in der Klinik sowie die Ge-

samt-Mortalität erfassen und verfolgen. Entscheidungsträgerinnen und 

-träger haben sich trotz dieser etablierten Sentinel-Systeme während der 

gesamten Pandemie stark auf die Meldedaten fokussiert. Mit dem DIVI-

Register wurde ein Indikator für die Belastung des Gesundheitssystems 

mit einbezogen, der jedoch die Ressourcenauslastung des Gesundheits-

wesens nicht vollständig abbilden kann.«38

37	 Ebd., S. 43.
38	 Ebd., S. 43 f.
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»Eine valide Inzidenz, also die tatsächliche Erkrankungsrate, kann nur 

mit repräsentativen Zufallsstichproben ermittelt werden bzw. durch Mo-

dellrechnungen abgeschätzt werden. Die Inzidenz (ohne Dunkelziffer) 

oder andere isolierte Werte reichen für sich genommen nicht aus, um das 

Infektionsgeschehen und dessen Entwicklung angemessen zu beschrei-

ben, Maßnahmen abzuleiten und die kritische Ressource Klinikkapazität 

zu schonen. Hinzu kommen Abhängigkeiten von anderen Faktoren wie 

demografischen Gegebenheiten sowie Umgebungsfaktoren und Komor-

biditäten.«39

 

»Wie eine bessere Darstellung gelingen kann, wird im Folgenden am Bei-

spiel der Sterblichkeit veranschaulicht. Diese zählt zu den wichtigsten 

Kennziffern, um die Gefährlichkeit des Corona-Virus zu beurteilen und 

wird häufig für Ländervergleiche genutzt. Ohne eine klar erkennbare Be-

zugsgröße haben absolute Zahlen zur Sterblichkeit jedoch wenig bzw. 

eine verfälschte Aussagekraft. Wird etwa lediglich die Gesamtzahl der 

COVID-19-Todesopfer in den USA mit derjenigen in Belgien verglichen, 

wirkt die Lage in den USA im Vergleich deutlich dramatischer. Eine rea-

listische Einschätzung der Bedrohung ist nur möglich, wenn die absolute 

Zahl zur Sterblichkeit in Relation zur Gesamtbevölkerung eines Landes 

gesetzt wird. Zudem wird in der Literatur empfohlen, die Zahlen in ei-

nen aussagekräftigen Zusammenhang zu setzen, etwa mit anderen Ge-

sundheitsrisiken, und die Gefahrenlage möglichst im Vergleich bestimm-

ter Altersgruppen darzustellen. Hier spielt auch die Visualisierung der 

aufbereiteten Zahlen eine entscheidende Rolle für die verständliche und 

nutzerfreundliche Vermittlung: Dabei sind grafische Darstellungen wie 

Faktenboxen, Histogramme, Kurven oder Icon Arrays sehr hilfreich.

Werden modellbasierte Prognosen über den weiteren Verlauf der Pan-

demie verwendet, sollte die Schwankungsbreite und Unsicherheit der 

Vorhersage deutlich dargestellt und erklärt werden.«40

 

»Dass der transparente und nachvollziehbare Umgang mit Daten in der 

Corona-Pandemie bislang nur bedingt funktioniert hat, belegen zahlrei-

che Medienberichte. Auch das RKI selbst geriet wegen seines Umgangs 

mit dem Zahlenmaterial immer wieder in die Kritik. Verwirrung dürfte 

39	 Ebd., S. 45.
40	 Ebd., S. 53.
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zudem die Tatsache gestiftet haben, dass sich die Maßnahmen zur Ein-

dämmung je nach Wissenstand und Entwicklung der Corona-Pandemie 

immer wieder auf unterschiedliche Kennzahlen gestützt haben. Dies 

ist nur dann vertretbar, wenn die Gründe hierfür klar, verständlich und 

nachvollziehbar kommuniziert werden.

Zusammenfassend kann man festhalten: Absolute Zahlen sollten im-

mer ins Verhältnis zur Bezugspopulation gesetzt werden. Aussagekräftige 

Vergleiche und Visualisierung durch Grafiken oder Tabellen helfen bei 

der Informationsvermittlung von Daten und erleichtern das Verständnis 

auf Seiten der Empfängerinnen und Empfänger. Wer Zahlen veröffent-

licht, sollte auch die damit verbundenen Unsicherheiten klar benennen. 

Die Bürgerinnen und Bürger erwarten realistische quantitative und ver-

ständliche Angaben über die Infektionsgefahren in bestimmten Risikosi-

tuationen, beispielsweise über die Schutzwirkung verschiedener Masken 

oder die Genauigkeit von Tests.«41

 

Die Verwendung von PCR-Tests und die statistische Ausweisung von 
»positiven« COVID-19-Fällen, wie sie bis zum für den Untersuchungs-
ausschuss maßgebenden Stichtag des 23. September 2020 praktiziert 
wurde, sind unter den Gesichtspunkten eines »In die Lage kommen« 
und um überhaupt ein diagnostisches Mittel nutzen zu können und da-
mit eine Datengrundlage zu begründen, positiv zu werten. Gleichwohl 
zeigt sich, dass, obwohl es sogar ein Krisenszenario auf Bundesebene – 
Risikoanalyse »Pandemie durch Virus Modi-SARS«, angeblich unter Be-
teiligung der Bundesländer erstellt, welche sich explizit mit einer welt-
weiten Corona-Pandemie auseinandersetzt – gegeben hat,�42 es keinerlei 
inhaltliche Auseinandersetzung mit dem Aussagegehalt der ausgewie-
senen täglichen Infektionszahlen, deren Aufbereitung und damit ge-
eigneten Präsentations- und Kommunikationsformen gab. Dies wird 
insbesondere dadurch offensichtlich, dass alle Institutionen, welche 
Testergebnisse gesammelt und gemeldet haben, sich fast ausschließ-
lich auf die Einhaltung der Meldeketten, die Aufbereitung der Fallzah-
len und die dann folgende Kontaktnachverfolgung beschränkten. Es 
erfolgte weder auf Ebene des Landesamtes für Verbraucherschutz und 
Gesundheit noch auf Ebene des Gesundheitsministeriums irgendeine 

41	 Ebd., S. 54.
42	 Vgl. BT-Drucksache 17/12051, »Unterrichtung durch die Bundesregierung – Bericht zur Risikoanalyse im Bevölke-

rungsschutz 2012«, in: https://dserver.bundestag.de (3. Januar 2013), abgerufen am 12. Januar 2023.

https://dserver.bundestag.de/btd/17/120/1712051.pdf
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Überlegung, ob und welche Aussagen aus den gesammelten Inzidenzen 
ableitbar sind. Dergleichen Überlegungen und Einordnungen sind auch 
für das RKI im Untersuchungszeitraum nicht bekannt. Eine valide Da-
tengrundlage konnte allein durch das zahlenmäßige Erfassen des Tes-
tens und Ausweisens von »positiven« Fällen und von COVID-19-Toten 
überhaupt nicht begründet werden. Eine grafische Darstellung, die die 
Infektionsfälle akkumuliert anzeigt, kann eventuell über den Verlauf 
ihres Anstieges eine Infektionsdynamik darstellen, wird aber beim 
Bürger eher zu einer emotionalen Überinterpretation führen.
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THEMENKOMPLEX 2 

Handlungsstrategie, Umsetzung und Kontrolle

Aufgrund des Einsetzungsbeschlusses sollte der Untersuchungsaus-
schuss »umfassend aufklären, ob das Handeln (oder Unterlassen) der 
Brandenburger Landesregierung, der politischen Leitungen der zustän-
digen Ministerien und der ihrer Fach-, Rechts- und Dienstaufsicht un-
terliegenden Behörden kurz vor Beginn und während der ›SARS-CoV-2/
COVID-19-Pandemie‹ geeignet, erforderlich und angemessen waren.«

Der Untersuchungsausschuss beauftragte in seiner Sitzung am 
23.  April 2021 den Parlamentarischen Beratungsdienst des Landtages 
Brandenburg damit, »die wesentlichen Entscheidungen der Verfassungs-
gerichte sowie der Oberverwaltungsgerichte/Verwaltungsgerichte zur 
verfassungsrechtlichen Beurteilung der im Untersuchungszeitraum er-
lassenen Maßnahmen zur Bekämpfung der SARS-CoV-2/COVID-19-
Pandemie zusammenzustellen, in ihren Grundzügen darzustellen und 
auszuwerten, soweit die Entscheidungen zu Maßnahmen ergangen 
sind, die mit den im Land Brandenburg im Untersuchungszeitraum ge-
troffenen Regelungen vergleichbar sind.«

Obwohl bereits hiermit die Kernfrage zu klären war, widmete sich 
der Untersuchungsausschuss noch weiteren Detailfragen zu »Konkre-
tisierungen des Untersuchungsgegenstands« (I.A.1. des Einsetzungsbe-
schlusses). Demnach sollte der Untersuchungsausschuss innerhalb des 
Themenkomplexes 2 u. a. die Fragen beantworten, ob die Maßnahmen 
rechtmäßig waren und ob die Umsetzung und die Durchführung der 
Maßnahmen rechtmäßig ausgeführt wurden.

Der Parlamentarische Beratungsdienst (PBD) beschreibt allgemeine 
Aussagen zur Beurteilung der Eindämmungsmaßnahmen, die sich aus 
den bis dato in Masse getroffenen Eilentscheidungen ergeben. Auf die 
Ausführungen des PBD hierzu wird an der Stelle verwiesen.43

43	 Vgl. Parlamentarischer Beratungsdienst: »Die verfassungsgerichtliche und obergerichtliche Rechtsprechung zu den 
Corona-Eindämmungsmaßnahmen des Landes Brandenburg bis zum 23. September 2020 und zu vergleichbaren 
Maßnahmen der anderen Bundesländer«, Verfasser: Marc Lechleitner, Sebastian Lehmann (3. Juni 2021), S. 784 ff.
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Klar ist, dass es sich bei den Corona-Maßnahmen um eine Vielzahl 
von Eingriffen in verschiedenste Grundrechte der Brandenburger han-
delte. Diese wurden auch durch die Gerichte im Wesentlichen als sehr 
schwerwiegend eingestuft. Der Staat – hier die Landesregierung – hat 
über die Möglichkeit, Verordnungen zu erlassen, gehandelt. Der Ver-
ordnungsgeber darf die von ihm als notwendig erachteten Maßnahmen 
auch dann erlassen, wenn es unter der Vielzahl wissenschaftlicher Mei-
nungen Stimmen gibt, die einzelne Aspekte bei der Bewertung des ak-
tuellen Infektionsgeschehens anders einschätzen als das RKI oder so-
gar die fortbestehende Gefährdungssituation gänzlich verneinen. Der 
Verordnungsgeber verletzt seinen Einschätzungsspielraum grundsätz-
lich nicht, wenn er bei mehreren vertretbaren Auffassungen einer Auf-
fassung den Vorzug gibt, solange er dabei nicht feststehende, hiermit 
nicht zu vereinbarende Tatsachen ignoriert. Die Gerichte weisen dar-
auf hin, dass dem RKI hierbei eine besondere unterstützende Rolle zu-
kommt. Der Staat hat also umfangreiche Möglichkeiten, mittels Ver-
ordnungen zu regieren. Er hat aber dabei die Pflicht, darauf zu achten, 
dass die damit verbundenen Eingriffe in die Grundrechte nicht zu weit 
gehen, zu weit reichen.

Im Gutachten von Prof. Dr. Elicker wird genau diese Reichweite des 
Handelns über Verordnung thematisiert. Er schreibt hierzu in seinem 
Gutachten unter »Eingriffe gegenüber ›Jedermann‹ nach verfassungs-
rechtlichen Kautelen nicht von gesetzlicher Grundlage gedeckt«:

»§ 28 Abs. 1 Sätze 1 und 2 IfSG ist keine zureichende gesetzliche Grund-

lage für Eingriffe gegenüber ›Jedermann‹. Die gesetzliche Grundlage des 

§ 28 Abs. 1 Sätze 1 und 2 IfSG enthält keine ausdrückliche Regelung zu 

der Frage, unter welchen Voraussetzungen Nichtstörer – also nicht mit 

dem Corona-Virus infizierte und auch nicht ansteckungsverdächtige Per-

sonen – in Anspruch genommen werden dürfen. Beschränkungen für 

Personen, die selbst objektiv keinerlei Gefahr darstellen, mögen im Falle 

einer Pandemie verfassungsrechtlich unter Umständen möglich sein, be-

dürfen jedoch im Hinblick auf die erhebliche Tiefe der gegenständlichen 

Grundrechtseingriffe einer ausdrücklichen gesetzlichen Regelung.

Mangels einer solchen ausdrücklichen gesetzlichen Regelung sind 

Maßnahmen gegen Jedermann auf Grundlage des § 28 Abs. 1 Sätze 1 und 

2 IfSG nicht in rechtmäßiger Weise anzuordnen. Die flächendecken-

den Eingriffe in den verschiedensten Bereichen durch die einzelnen 
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Bundesländer, welche ursprünglich allesamt auf § 28 Abs. 1 Sätze 1 und 2 

IfSG gestützt wurden, sind von der Rechtsprechung wiederholt als von 

der gesetzlichen Grundlage nicht gedeckt angesehen worden, z. B. bezüg-

lich des auch vorliegend gegebenen Eingriffs in das Recht auf informa-

tionelle Selbstbestimmung durch den Verfassungsgerichtshof des Saar-

landes.

Zur Wahrung des Verhältnismäßigkeitsprinzips ist aber eine fortdau-

ernde Verifizierung der allgemeinen Erkenntnislage und der Grundlagen 

für den jeweiligen Einzelfall geboten. Je länger der Eingriff bereits an-

dauert, umso strenger werden die Anforderungen an die Rechtfertigung 

der Maßnahmen und umso geringer wird der Einschätzungsspielraum 

des Verordnungsgebers.

Auch die im Rahmen der späteren Reform des IfSG als Sachverstän-

dige angehörten Staatsrechtslehrer haben die vorhergehende Praxis zu 

Recht als verfassungswidrig bezeichnet, nämlich, die umfangreichen, im 

Rahmen der Corona-Krise von den Landesregierungen beschlossenen Be-

schränkungen auf die Generalklausel des § 28 Abs. 1 Sätze 1 und 2 IfSG zu 

stützen:

›Es dürfte unstreitig sein, dass § 28 IfSG als sehr spezifische Norm des 

besonderen Gesundheitsgefahrenrechts ursprünglich nicht dazu gedacht 

war, auf unbestimmte Zeit gegenüber Jedermann praktisch jede hoheitli-

che Maßnahme zu rechtfertigen‹. – Hinnerk Wißmann, Sachverständige 

Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU/CSU und 

SPD für ein »Drittes Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epi-

demischen Lage von nationaler Tragweite«, BT-Drucksache 19/23944 und 

weiteren Anträge der Fraktionen des Bundestags, 10. November 2020, B, II. 1.

›Die geltenden §§ 28 ff. IfSG sind erkennbar nicht auf eine Rechtferti-

gung flächendeckender Eingriffe gegenüber ›Jedermann‹ angelegt, son-

dern als eine Art spezifischer Störerhaftung ausgestaltet, in der nur qua-

lifizierte Personengruppen in ihren Rechten beschränkt werden dürfen, 

nicht aber die gesamte Bevölkerung.‹ – Christoph Möllers, Stellung-

nahme zum Entwurf eines ›Dritten Gesetzes zum Schutz der Bevölke-

rung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite‹, BT-Druck-

sache 19/23944 und begleitende Anträge, 11. November 2020, S. 2.

›Durch die Corona-Schutzmaßnahmen der letzten acht Monate wurde 

und wird die Bevölkerung massiv in ihren Grundrechten eingeschränkt. 

Betroffen sind Art. 11 Abs. 1, Art. 8 Abs. 1, Art. 4 Abs. 1, 2, Art. 12 Abs. 

1, Art. 6 Abs. 1, Art. 2 Abs. 1 i. V. m. 1 Abs. 1 GG und auch Art. 2 Abs. 2 S. 
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1 GG selbst, wenn solche Einschränkungen negative Auswirkungen auf 

die Gesundheit haben. Solche intensiven Grundrechtseingriffe können 

nicht dauerhaft auf eine Generalklausel wie § 28 Abs. 1 IfSG gestützt wer-

den.‹ – Andrea Kießling, Stellungnahme als geladene Einzelsachverstän-

dige für die öffentliche Anhörung im Gesundheitsausschuss des Deut-

schen Bundestages am 12. November 2020, B.

Schon nach diesen grundsätzlichen verfassungsrechtlichen Überle-

gungen kann kein Zweifel daran bestehen, dass eingriffsintensive Maß-

nahmen nicht auf eine lediglich an die Feststellung einer ansteckenden 

Krankheit geknüpfte Generalklausel gestützt werden können.

Sehr deutlich AG Wuppertal, Urteil vom 29. März 2021 – 82 OWi-923 

Js 192/21-2/21, Rn. 5 ff., insb. 10.

Dieses Ergebnis wird bestätigt durch die höchstrichterliche Verwal-

tungsrechtsprechung. In der Tat war diese Rechtsfrage – wie es lange 

schien – längst höchstrichterlich und eindeutig durch das Bundesverwal-

tungsgericht geklärt.

BVerwG, Urt. v. 22. März 2012 – 3 C 16/11 (vorgehend OVG Lüneburg), 

Schulbetretungsverbot wegen übertragbarer Krankheit, NJW 2012, 2823.

Nach dieser Entscheidung können Schulbetretungsverbote gegenüber 

nicht Ansteckungsverdächtigen ganz explizit nicht auf § 28 Abs. 1 Sätze 

1 und 2 IfSG, die sich in ihren während des Untersuchungszeitraums gel-

tenden Fassungen insofern inhaltlich nicht von der der Entscheidung zu-

grundeliegenden Fassung unterscheiden, gestützt werden.«

Prof. Dr. Elicker schreibt als Fazit seiner Ausführungen zum BVerwG-
Urteil vom 22. März 2012 bezüglich des Schulbetretungsverbots wegen 
übertragbarer Krankheit:

»Wendet man diese höchstrichterliche Rechtsprechung – Wahrschein-

lichkeit der Ansteckung muss höher sein als das Gegenteil, Wahrschein-

lichkeit muss festgestellt sein aufgrund einer auf den konkreten Einzel-

fall bezogenen Ermittlung der zuständigen Behörde – auf die Situation 

in Brandenburg im Untersuchungszeitraum an, so zeigt sich noch einmal 

offenkundig, dass § 28 Abs. 1 Sätze 1 und 2 IfSG i. V. m. § 32 IfSG gene-

relle Gebote und Verbote gegenüber Jedermann per Verordnung nicht 

tragen konnten.

Eine undifferenzierte Inanspruchnahme von Jedermann durch eine 

insofern nicht unterscheidende Verordnung verbietet sich auch aufgrund 
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der vom Bundesverwaltungsgericht festgestellten behördlichen Ermitt-

lungspflicht für den konkreten Einzelfall.

Somit verstoßen die entsprechenden Regelungen schon unter die-

sem Aspekt gegen den rechtsstaatlichen Vorbehalt des Gesetzes der 

Verfassung des Landes Brandenburg (Art. 5 Abs. 2, Art. 2 Abs. 5 Satz 2 

VerfBbg).«44

Mit »Jedermann« sind alle Personen gemeint, die in keiner Kategorie 
zu verorten sind, also weder krank bzw. infektiös sind noch Kontakt 
zu einer kranken oder (noch unbekannt) infektiösen Person hatten, 
kurzum die Gesunden.

Unabhängig von den verfassungsrechtlichen Fragen, die längst hät-
ten geklärt sein müssen, und den bereits vom BVerwG zum Schulbe-
tretungsverbot herausgestellten Mängeln gegenüber Jedermann im 
Rahmen des § 28 IfSG zeigt sich doch, dass die grundlegenden Prob-
leme mit der Datengrundlage – welche methodisch vor allem durch das 
RKI zu verantworten sind – bis zum Stichtag den 23. September 2020 
unbeachtet blieben. Diese Daten aber wiederum sind Voraussetzung 
für die durchzuführenden Verhältnismäßigkeitsprüfungen. Konkret 
wurde der Lockdown als die größte und weitreichendste Maßnahme 
von der Landesregierung angewandt, um ein unkontrolliertes Wachs-
tum der Zahl der Infizierten zu verhindern. Mit der unkontrollierten 
Ausbreitung und dem Übergreifen auf vulnerable Bevölkerungskreise 
hätten, so die Argumentation, die damit verbundene Auslastung des 
Gesundheitssystems und die für die Zukunft befürchtete Überlastung 
dazu führen können, dass andere ebenfalls notwendige Behandlungen 
hätten zurückgestellt werden müssen.

Durch den Lockdown und die damit verbundenen Maßnahmen 
sind aber auch nachweislich die Patientenaufkommen in allen Berei-
chen zurückgegangen. Dies ist insbesondere in dem Bereich der Herz-
infarkte und Schlaganfälle tragisch, da diese sehr stark korrelieren mit 
dem Alter von Menschen. Rein statistisch gibt es ein durchschnittliches 

44	 Rechtsgutachterliche Stellungnahme, Untersuchungszeitraum: März 2020 bis 23. September 2020, Untersuchungs-
gegenstand: Verfassungsmäßigkeit der von der Ministerin für Soziales, Gesundheit, Integration und Verbraucher-
schutz des Landes Brandenburg erlassenen Eindämmungs-, Umgangs- und Quarantäneverordnungen, die im Unter-
suchungszeitraum in Kraft waren, Verfasser: Prof. Dr. Michael Elicker, S. 63.
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tägliches Patientenaufkommen in diesen beiden Bereichen. Aufgrund 
des Lockdowns gab es hier aber einen deutlichen Rückgang der Fall-
zahlen. 

Der Abschlussbericht zitiert hierbei aus den Regierungsberichten 
der Landesregierung: 

»Der Landesregierung liegen keine Informationen zu gesundheitlichen 

Auswirkungen von abgesagten Folgebehandlungen von anderen (z. B. an 

Krebs, Schlaganfall oder Herzinfarkt) Erkrankten oder gesundheitlich 

beeinträchtigten Personen vor. 

Ferner liegen der Landesregierung keine Hinweise bzw. Daten vor, 

dass eine erhöhte Anzahl Todesfälle durch Herzinfarkte, Schlaganfälle 

und andere kardiovaskuläre Ereignisse vorgekommen sind oder dass Er-

krankte verstorben sind, weil durch die ergriffenen Maßnahmen plan-

bare Operationen, soweit medizinisch vertretbar, verschoben oder aus-

gesetzt wurden. 

Über negative Auswirkungen auf die Bevölkerung oder Todesfälle, 

welche sich aufgrund des Bettenmanagements ereignet haben, ist nichts 

bekannt.«45

Wobei in der brandenburgischen Presse sehr wohl ein Ausbleiben die-
ser Patienten als auch die negativen Folgewirkungen dessen bekannt 
geworden sind.46 Wenn solche Berichte, trotz medialer Thematisierung 
und trotz wissenschaftlicher Aufbereitung, wie beispielsweise vom 
Wissenschaftlichen Institut der AOK47�, zu keinerlei Erkenntnis oder 
gar Vermerk im Rahmen des Regierungsberichtes geführt haben, dann 
muss nach hiesiger Einschätzung davon ausgegangen werden, dass der-
lei wichtige Fakten auch nicht im Rahmen der Verhältnismäßigkeits-
prüfungen berücksichtigt worden sind.

Gleiches gilt für die Berücksichtigung der Schulschließungen im 
Rahmen des Lockdowns. Es sind nicht nur keine Daten hinsichtlich 
der Einbußen an Schulstunden und Unterrichtsqualität dokumentiert 

45	 Abschlussbericht (2023), S. 946. 
46	 Vgl. »Viele Herzinfarkt-Patienten trauen sich nicht ins Krankenhaus«, in: www.rbb24.de (19. Mai 2020), abgerufen 

am 27. Januar 2023.
47	 Vgl. »WIdO-Report: Entwicklung der Krankenhausfallzahlen während des Coronavirus-Lockdowns – Nach 

ICD-10-Diagnosekapiteln und ausgewählten Behandlungsanlässen«, in: www.wido.de (26. Juni 2020),  
abgerufen am 27. Januar 2023.
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worden, sondern es sind auch die Meldewege weggebrochen, um etwa-
ige entstandene Notsituationen und Konflikte thematisieren und lösen 
zu können. Die Probleme mit den Schließungen wurden nicht nur von 
Experten, wie beispielsweise von Bernd Siggelkow48 von der »Arche«, 
thematisiert, sondern auch von Gesundheitsministerin Nonnemacher 
selbst eingeräumt: »Die, die eingeschlossen waren in diesem häuslichen 
Kreis konnten sich kaum artikulieren […]. Jetzt merken wir mit Ver-
zögerung, dass sich ganz schön was abgespielt hat, was aufzuarbeiten 
ist.«49

Im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfungen muss anhand der 
verfügbaren Daten geprüft werden, ob die erlassenen Maßnahmen ge-
eignet, erforderlich und angemessen waren. Jedoch können, wie oben 
dargestellt, nur Dinge berücksichtigt werden, die auch in Form von Da-
ten und Sachverhalten erhoben worden sind. In der Informatik gibt es 
hierfür ein Sprichwort bzw. ein Prinzip: »Garbage in – garbage out«, 
was bedeutet, dass ein Rechner nur dann sinnvolle Ergebnisse liefern 
kann, wenn er selber mit zutreffenden Informationen gefüttert wurde. 
Auf die Verhältnismäßigkeitsprüfung übertragen, konnte keine wirk-
lich kritische Betrachtung erfolgen, weil es die Landesregierung ver-
säumt hatte, die denkbaren negativen Folgen zu berücksichtigen bzw. 
überhaupt entsprechende Daten methodisch zu erfassen.

Diese unzureichende methodische Datenerhebung ist ein Versa-
gen der politischen Führung, hier insbesondere der Landesregierung 
Brandenburgs. Die AfD-Fraktion stellt insoweit fest, dass man den Be-
schäftigten des öffentlichen Dienstes, die in den schwersten Stunden 
der Corona-Pandemie unter Einbringung ihres persönlichen Könnens 
und Wirkens in unzähligen Überstunden – auch über die Schutzfristen 
des Arbeitsschutzgesetzes hinaus – vieles leisten mussten, keinen Vor-
wurf machen kann, insbesondere wenn es die politische Führung ver-
säumt, methodisch kompetent allumfassende Wirkungsfeststellungen 
zu veranlassen.

Insofern nimmt die AfD-Fraktion ebenfalls zur Kenntnis, wenn 
die Regierungsfraktionen im Abschlussbericht zum Gutachten von 
Prof. Dr. Elicker ausführen, dass der Untersuchungsausschuss seinen 

48	 Vgl. »Gründer der ›Arche‹: Das machte der Corona-Lockdown mit unseren Kindern«, in: www.stern.de  
(9. September 2021), abgerufen am 29. Januar 2023.

49	 Zit. nach »›Sehr, sehr starker Anstieg‹: Häusliche Gewalt während der Corona-Pandemie«, in: www.tagesspiegel.de 
(12. August 2020), abgerufen am 29. Januar 2023.
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Auffassungen generell und insbesondere zur ungenügenden Ermäch-
tigung im Rahmen des § 28 IfSG nicht folgt. Genau hier zeigt sich das 
Grundproblem im Umgang mit der Pandemie durch die Landesregie-
rung: Es wird nicht nur berechtigte Kritik – bereits an den Grundlagen 
des Regierungshandelns – nicht gesehen, sondern auch benannt, dass 
das gesetzliche Instrumentarium – hier das IfSG sogar aus der höchst-
richterlichen Rechtsprechung heraus – eben nicht krisenfest und aus-
reichend auf eine Pandemie vorbereitet war. Hier vertreten die Mit-
glieder des Untersuchungsausschusses der AfD-Fraktion eine andere 
Auffassung als der Untersuchungsausschuss. Sie sehen die von Prof. 
Dr. Elicker geübte Kritik als berechtigt an.

Weitestgehend wird die im Gutachten von Prof. Dr. Elicker vorgetra-
gene Kritik auch vom zweiten Staatsrechtslehrer, Prof. Dr. Schmidt, be-
stätigt, auch wenn dessen Kritik wegen der späteren Anpassungen der 
Verordnungen nicht so deutlich ausfällt.
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THEMENKOMPLEX 3 

Auswirkungen der SARS-CoV-2/COVID-19-Pandemie 
und der Krisenpolitik auf die Gesundheit  

der Bevölkerung

Zum Zwecke einer abschließenden Bewertung des in dem Einsetzungs-
beschluss umzeichneten Untersuchungsgegenstandes »Auswirkungen 
der SARS-CoV-2/COVID-19-Pandemie und der Krisenpolitik auf die 
Gesundheit der Bevölkerung« sowie der insbesondere im Themenkom-
plex 3 aufgeworfenen Fragen (Nr. 40 – 61) kann zwischen den durch 
SARS-CoV-2 bedingten Auswirkungen auf die Gesundheit der Bevöl-
kerung einerseits (Fragen Nr. 40 – 42, 45) und den Folgen der von der 
Landesregierung im Untersuchungszeitraum zum Gesundheitsschutz 
ergriffenen Eindämmungsmaßnahmen hinsichtlich der Gesundheit im 
weiteren Sinne andererseits unterschieden werden.

Bei der Betrachtung der Gefährlichkeit von SARS-CoV-2 zeigt sich, 
dass die Landesregierung – unreflektiert – dessen maximale Schädlich-
keit bis heute annimmt: 

»Im Untersuchungszeitraum registrierte das Landesamt für Arbeits-

schutz, Verbraucherschutz und Gesundheit (LAVG) 4162 laborbestätigte 

SARS-CoV-2-lnfektionen im Land Brandenburg. Davon galten insgesamt 

3798 Personen als genesen. Gleichzeitig wurden 173 Verstorbene regist-

riert. Die sich daraus ergebene Letalität von 4,16 Prozent kann unter Zu-

grundelegung des Ländervergleichs für Deutschland des Robert-Koch-In-

stituts vom 23. 09. 2020, 00.00 Uhr, als bundesweit überdurchschnittlich 

angesehen werden. Die bundesweite Letalitätsrate lag im Vergleich bei 

3,41 Prozent. Ausschließlich die Bundesländer Saarland und Thüringen 

verzeichneten mit 5,41 Prozent bzw. 4,77 Prozent höhere Letalitätsraten. 

Der Höchstwert der intensivmedizinisch zu behandelnden Patienten lag 

im Untersuchungszeitraum bei 58 Fällen.«50

50	 Abschlussbericht (2023), S. 1229.
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Prof. Dr. Streeck erwiderte auf die Frage, zu welchem Zeitpunkt be-
lastbare Daten zur Letalität bzw. zum Fall-Verstorbenen-Anteil des 
SARS-CoV-2-Erregers sowie zum Schwereprofil von COVID-19 in den 
verschiedenen Altersgruppen in Deutschland verfügbar waren und 
welche wissenschaftlichen Erkenntnisse sich hierbei ergeben haben, 
Folgendes:

»Man muss ja hierbei unterscheiden zwischen Case Fatality Rate, also die 

Fallsterblichkeit, und der Infektionssterblichkeit. Die Fallsterblichkeit 

hängt ja immer davon ab, wie getestet wird und in welche Population das 

Virus einbricht. Anders mit der Infektionssterblichkeit: Da hängt es we-

der vom Testen ab – sondern man schließt eben auch asymptomatische 

Fälle mit ein und auch die Dunkelziffer mit ein.

Die ersten Daten zur Fallsterblichkeit kamen aus China, aus Wuhan. 

Die ersten Daten aus Deutschland, sofern ich mich erinnere, also zur In-

fektionssterblichkeit, haben wir in Heinsberg damals erhoben. Die Case 

Fatality Rate, also die Fallsterblichkeit, wurde damals von der WHO auf 

zwei bis drei  Prozent gesetzt. Und wir haben die Infektionssterblich-

keit für Gangelt bestimmt, und da war sie adjustiert bei 0,36. Das hat ei-

nen Fehlerbereich – der wird ja häufig leider da nicht mit kompensiert –, 

wenn man auch spätere Todesfälle mit einschließt, von 0,17 bis 0,77 Pro-

zent; da sieht man eben, dass die Breite sehr groß ist.

Zusätzlich muss man einschränkend sagen, dass so eine Infektions-

sterblichkeit immer davon abhängt, in welche Bevölkerung es einbricht. 

Eine Infektionssterblichkeit kann ganz anders sein, wenn man sie im Al-

tenheim hat, im Krankenhaus zum Beispiel, im Altenheim, Pflegeheim 

oder aber in einer sehr jungen Bevölkerung. Daher ist das natürlich auch 

etwas, was sich über die Zeit entwickelt. Wir brauchen Daten aus vielen 

verschiedenen Ländern, und das haben ja auch – viele Daten, auch von 

der WHO, zusammengetragen, um zu zeigen, wie sich in den verschiede-

nen Ländern die Infektionssterblichkeit verhält.«51

Auf Nachfrage ergänzte Prof. Dr. Streeck: 

»Jetzt in der Gefährlichkeit im Vergleich oder Einschätzung in Deutsch-

land: Dass die Case Fatality Rate nicht richtig ist – das als Marker für 

51	 P-UA 7/1 – 7/17 öffentliche Sitzung, S. 64 f.
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Bestimmung der Sterblichkeitsrate –, das war, glaube ich, jedem Forscher 

auch bewusst.«52

Warum sich die Regierungsfraktionen, den Regierungskurs bestätigend, 
auf das LAVG und dessen Ausweisung der Case-Fatality-Rate beziehen, 
obwohl renommierte Forscher deren Sinnhaftigkeit für valide Aussa-
gen bezweifeln, kann von Seiten der AfD-Fraktion nicht nachvollzo-
gen werden, außer eben bei der Unterstellung, dass beim Bürger maxi-
male Betroffenheit in Bezug auf Corona erzeugt werden soll.

Die defizitäre Datengrundlage zur Beurteilung der Wirkungen der 
ergriffenen Maßnahmen wird freilich von den Regierungsfraktionen 
selber eingeräumt. So schreiben sie, dass die Untersuchung gezeigt 
habe, dass eine seriöse Beurteilung der Wirkung einer einzelnen Ein-
dämmungsmaßnahme aufgrund der verschiedenartigen Wirkungszu-
sammenhänge der im Untersuchungszeitraum getroffenen, sich teil-
weise deckenden und ablösenden Eindämmungsmaßnahmen nicht 
erfolgen könne. Vielmehr müssten die Eindämmungsmaßnahmen in 
ihrer jeweiligen Wirkung in den Gesamtzusammenhang gesetzt wer-
den. Hierbei sei festgestellt worden, dass die Gesamtwirkung der von 
der Landesregierung ergriffenen Schutzmaßnahmen in ihrer Art sowie 
ihrem Umfang eine erhebliche Wirkung hinsichtlich der Unterbre-
chung der SARS-CoV-2-Infektionen habe zeitigen können.

Als erstes Beispiel für die ergriffenen erfolgreichen Maßnahmen 
wird die ab dem 24. April 2020 eingeführte Pflicht zum Tragen einer 
Mund-Nasen-Bedeckung im Abschlussbericht herangezogen. Eine Er-
wähnung, dass gerade eine solche Maskenpflicht kurz vorher noch öf-
fentlich als nicht sinnvoll erachtet und explizit ausgeschlossen wurde, 
findet man nicht.53 Ob dies mit den extremen Versorgungsproblemen 
von Seiten des Bundes zu tun hatte – Zitat Staatssekretär Uwe Schüler: 
»Das heißt, von Bundesseite gab es ja die Verlautbarung: Wir werden 
euch fluten mit PSA [Persönliche Schutzausrüstung]. – Das konnten 

52	 P-UA 7/1 – 7/17 öffentliche Sitzung, S. 70.
53	 Vgl. »Bund und Länder planen keine Schutzmaskenpflicht«, in: www.t-online.de (1. April 2020), abgerufen am 

8. Mai 2021: »Eine Pflicht zum Tragen von Atemschutzmasken soll es in Deutschland wegen der Corona-Krise der-
zeit nicht geben. Bund und Länder seien sich in dem Punkt einig gewesen, sagte Bayerns Ministerpräsident Markus 
Söder (CSU) am Mittwoch in München nach einer Telefonkonferenz von Kanzlerin Angela Merkel (CDU) und 
den Regierungschefs der Länder.« – Vgl. »Plötzlich ändert das Robert-Koch-Institut seine Einschätzung zum Mund-
schutz«, in: www.welt.de (2. April 2020), abgerufen am 29. Januar 2023.
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wir dann nicht feststellen.«54 –, die am Ende dazu führten, dass alle 
Länder für sich – gegeneinander konkurrierend – die Beschaffung von 
Masken zu organisieren hatten und daher bis dahin nicht mal eine aus-
reichende Zahl an FFP2-Masken für die Kliniken und Arztpraxen ver-
fügbar waren, konnte nicht vollständig aufgeklärt werden. Zitat Staats-
sekretär Michael Ranft: »Es gab dann die Verabredung zwischen Bund 
und Ländern, dass primär der Bund mit seiner, sage ich mal, Nachfrage-
wucht versuchen sollte, entsprechende PSA zu beschaffen. Es gab auch 
eine Aussage des Bundesgesundheitsministers selber, dass er sich da-
rum kümmern würde. Und wir haben dann relativ schnell festgestellt, 
dass das außerordentlich schwierig ist. Und alle Bundesländer haben 
neben dem Bund versucht, entsprechende Beschaffung auf den Weg zu 
bringen. Und das war dann auch eine Aufgabe des Staates.«55

So war neben der Frage der Schutzwirkung, für die bis zum Ende 
des Untersuchungszeitraums keinerlei wissenschaftlicher Beweis er-
bracht werden konnte, auch die Frage, ob überhaupt die erforderlichen 
Standards in der Gesellschaft zum ordnungsgemäßen Umgang mit 
Masken eingehalten werden könnten und eventuell sogar eine schädi-
gende Wirkung durch die Masken erbracht würden, zu erörtern. Die 
als Sachverständige von dem Untersuchungsausschuss geladene Frau 
Prof. Dr. Kappstein führte im Rahmen ihrer Anhörung zu einer Emp-
fehlung des RKI – »[…] ein generelles Tragen einer Mund-Nasen-Bede-
ckung […] in bestimmten Situationen im öffentlichen Raum als einen 
weiteren Baustein, um Risikogruppen zu schützen und den Infektions-
druck und damit die Ausbreitungsgeschwindigkeit von COVID-19 in 
der Bevölkerung zu reduzieren«56 –, zu der sie auch einen Artikel in 
der Zeitschrift Krankenhaushygiene 57 geschrieben hatte, auf die Aus-
sage einer Abgeordneten, dass der Schutz im öffentlichen Raum durch 
die Maske gar nicht gewährleistet sei, aus:

»Ja. Zu diesem Schluss bin ich gekommen nach der Durchsicht der Lite-

ratur vom RKI. Und das RKI kann und konnte diese Aussage, die Sie ge-

rade vorgelesen haben, auch eben folgerichtig natürlich gar nicht belegen 

54	 P-UA 7/1 – 7/7 öffentliche Sitzung, S. 167.
55	 P-UA 7/1 – 7/7 öffentliche Sitzung, S. 107.
56	 P-UA 7/1 – 7/9 öffentliche Sitzung, S. 67.
57	 Vgl. »Mund-Nasen-Schutz in der Öffentlichkeit: Keine Hinweise für eine Wirksamkeit«, in:  

www.thieme-connect.com (18. August 2020), abgerufen am 29. Januar 2023. 
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mit wissenschaftlicher Literatur. Das heißt, man kann sagen: Das ist eine 

Art Wunschdenken. Tue ich ein paar Maßnahmen zusammen – wir nen-

nen das jetzt auch ›Bündel‹ seit einigen Jahren; solche Bündel gibt es auch 

in der Krankenhaushygiene, bei der Versorgung von zentralen Venen

kathetern, peripheren usw. –, dann könnte man – und das war sozusagen 

die Hoffnung des RKI – sagen: Zusammen wirkt es. Aber wir brauchen 

– Das kann man nicht einfach so behaupten – und das wäre unwissen-

schaftlich –, sondern jede Maßnahme eines Bündels muss für sich auch 

einen nachgewiesenen Effekt haben, und das fehlt dort.«58

Auf Nachfrage ergänzte Prof. Dr. Kappstein:

»Das RKI hat in seinen häufigen Fragen und Antworten dann eben vom 

RKI ein bisschen quasi die Aussage modifiziert. Ich kann es Ihnen jetzt 

vom Datum her nicht genau sagen. Es war, meine ich, im Juli – hat das 

RKI bei den häufigen Fragen geschrieben: Na, wissenschaftlich belegt ist 

die Maskenwirksamkeit nicht. Also, ausdrücklich nach Erscheinen die-

ses Artikels im ›Epidemiologischen Bulletin‹ haben sie geschrieben: Nein, 

wissenschaftlich belegt ist es nicht. Aber es ist plausibel.

Und dann, wiederum drei, vier Wochen später, schreibt das RKI wie-

der bei den häufigen Fragen und Antworten: Jetzt gibt es erste wissen-

schaftliche Hinweise, dass das wirkt. Daraufhin – fand ich hochinteres-

sant – habe ich ans RKI geschrieben und habe gesagt: Was sind denn jetzt 

eure ersten wissenschaftlichen Hinweise? – Und dann habe ich eine Liste 

gekriegt von fünf Literaturzitaten: zwei experimentelle Maskenstudien, 

die schon vor etlichen Jahren publiziert waren, also jetzt nicht aktuell, 

und drei mathematische Modellierungen. Und jetzt will ich nicht über 

mathematische Modellierungen noch reden, weil das wahrscheinlich den 

zeitlichen Rahmen sprengt.

Das jedenfalls reicht nicht als Beleg für die Wirksamkeit einer Maß-

nahme, weil, kurz gesagt, bei den mathematischen Modellierungen wird 

ja mehr oder weniger theoretisch von verschiedenen Annahmen ausge-

gangen. Und je nachdem, welche Annahmen man nimmt, kommt man 

zu einem Ergebnis. Mathematische Modellierungen können immer nur 

– das sagen auch die Modellierer selber – Wenn-dann-Ergebnisse produ-

zieren.

58	 P-UA 7/1 – 7/9 öffentliche Sitzung, S. 63.



47Themenkomplex 3

Und wie gesagt: Das RKI hat mir drei solche Studien geschickt. Und 

die habe ich alle auch, zum Teil übrigens schon in diesem ersten Arti-

kel hier, besprochen, später dann noch mal etwas genauer, differenzierter, 

aber nicht im klassischen Sinne publiziert. Und die lassen eben eine sol-

che Schlussfolgerung nicht zu. Und das ist nicht meine Meinung – meine 

Meinung! –, sondern das ist Konsens, dass mathematische Modellierun-

gen eben eine ganz schwache wissenschaftliche Evidenz haben.«59

Die Änderung der Einschätzung – nicht nur der Landesregierung Bran-
denburg –, dass auf einmal sogar sogenannte Jedermanns-Masken bzw. 
Alltagsmasken eine Schutzwirkung haben sollten, obwohl dem kein 
Medizinal- oder Qualitätsverfahren zugrunde liegt oder überhaupt 
eine Kontrolle, ob nicht gar der Einsatz von unverträglichen Stoffen 
bei der Herstellung erfolgt, kann aus Sicht der AfD-Fraktion nur als 
Aktionismus bezeichnet werden: »Tatsache ist: Die Maske ist eine Hoff-
nung in unsicheren Zeiten, eine Ablenkung von der Ohnmacht. Man 
kann sie greifen, aufsetzen, verordnen. Das ist besser als nichts, wenn 
man ansonsten nur daheimbleiben und abwarten kann.«60

Unabhängig von der Frage, ob es eine wissenschaftlich nachgewie-
sene Schutzwirkung gibt, stellt sich die Frage, ob es einen falschen Um-
gang mit den Masken gibt und dieser zu einer Schädlichkeit führen 
kann. Frau Prof. Dr. Kappstein erwähnte im Rahmen ihrer Anhörung, 
dass das richtige Tragen der Schutzmasken, die sogenannte Maskenhy-
giene, auch im beruflichen Umfeld – wo dies bis zur Corona-Pandemie 
bereits zum Alltag gehörte – mit Schwierigkeiten verbunden sei:

»Relevant ist das nur bei nahem Kontakt, was ich sagte, und ganz wichtig, 

und darauf reite ich quasi seit einem Jahr herum – muss die Maske richtig 

getragen werden. Und wie die Bevölkerung von Anfang an – ob das jetzt 

die Stoffmaske war am Anfang, die sogenannte Alltagsmaske – oder jetzt 

auch seit Anfang dieses Jahres die medizinischen Masken trägt, das ist 

hanebüchen. Wir würden das im Krankenhaus nie, nie zulassen. Wir sind 

ja auch diejenigen, die immer hingehen. Also, im OP werden natürlich 

Masken getragen – das habe ich vorhin nicht gesagt, weil das eine völlig 

andere Indikation ist – beim Operieren. Da ist es, sagen wir mal, gängige 

59	 P-UA 7/1 – 7/9 öffentliche Sitzung, S. 64.
60	 »Die Ohnmacht maskieren«, in: www.sueddeutsche.de (7. April 2020), abgerufen am 29. Januar 2023.
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Praxis, dass die Masken so heruntergenommen werden, wenn man kurze 

OPs hat, um sie dann wieder aufzusetzen. Nur so als ein Beispiel für ei-

nen falschen Umgang im Bereich des Medizinbetriebs. Und da sind wir 

von der Krankenhaushygiene, also ich als Krankenhaushygienikerin oder 

das Pflegepersonal als sogenannte Hygienefachkräfte, ständig dabei, die 

Mitarbeiter daran zu erinnern, dass das nicht richtig ist, weil man sich 

nämlich an der Innenseite der Maske die Hände kontaminieren kann. 

Und wenn man dann die Hände nicht sofort wieder desinfiziert, hat man 

kontaminierte Hände und geht damit zum nächsten Patienten, weil man 

nicht mehr dran denkt.«61

Der falsche Umgang mit den Masken kann dazu führen, dass die Ver-
breitung von SARS-CoV-2 theoretisch sogar noch gefördert wird. Prof. 
Dr. Kappstein sagte hierzu:

»Was wir jetzt seit einem Jahr erleben, dass medizinisches Personal stun-

denlang eine Maske trägt, war früher undenkbar und ist für mich aus 

meiner medizinischen, infektiologischen und krankenhaushygienischen 

Sicht immer noch undenkbar. Und ich kann mir vorstellen – und ich 

habe das auch schon geschrieben –, dass der schlechte Umgang mit den 

Masken, auch in der Bevölkerung natürlich, dazu beitragen kann, dass 

das Virus verteilt wird. Weil, das ist das Problem: Die Masken stören. Ich 

höre jetzt auch gleich auf, aber: Man fasst immer wieder hin. Ständig fas-

sen sich die Leute, übrigens auch Ärzte in den Kliniken – wenn ich bei 

Besprechungen sitze –, und ich denke, ich fasse es nicht, weil schon wie-

der – immer – also nicht irgendwie wenig ausgebildetes Personal, nein, 

akademisch ausgebildetes Personal, erfahrene Ärzte –, ständig machen 

sie mit ihren Masken rum. Die Dinger stören. Und insofern kontaminie-

ren wir uns die Hände.«62

Obwohl die Wiederverwendbarkeit von Masken, ohne angemes-
sene Aufbereitung, nicht vorgesehen war, wurden viele Masken un-
erlaubt mehrfach genutzt. Das sichtbarste Zeichen für diesen Fehlge-
brauch war die zu Hochzeiten am Rückspiegel in den Autos baumelnde 

61	 P-UA 7/1 - 7/9 öffentliche Sitzung, S. 49 f.
62	 P-UA 7/1 - 7/9 öffentliche Sitzung, S. 52.
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Schutzmaske.63 Zur Schädlichkeit durch Wiederverwendung, aber auch 
zur Schädlichkeit von den damals verfügbaren Masken, beispielsweise 
durch Abgabe von Mikroplastik, organischen Kohlenwasserstoffen und 
Formaldehyd64�, lagen der Landesregierung keine Daten vor.

Zu psychischen Langzeitfolgen lagen der Landesregierung kaum Stu-
dien vor. Die einzige zitierte Studie für das Land Brandenburg, welche 
nach ihrem Befund keine Veränderung bei Lebenszufriedenheit, dem 
emotionalen Wohlbefinden, der Angst oder Depressionen zeigte, steht 
im Widerspruch zu Experten, die bereits sehr frühzeitig vor indirekten 
Corona-Spätfolgen warnten. Gefährdet seien insbesondere Menschen, 
die ohnehin unter einer hohen Grundanspannung stehen, gestresst, un-
zufrieden oder überfordert sind, aber über sich selbst schlecht reflek-
tieren können. Die Corona-Situation steigerte diese Spannungen. Die 
aufgezwungene räumliche und familiäre Enge ließ Streit ungehemmt 
ausbrechen, der vielleicht ohnehin schwelte. Denunzierende Anzeigen 
nahmen erschreckend zu. Auch Hamsterkäufe zeigten das Unnormale 
der angeblich Normalen. Es genügte der kleinste Anlass und die Maske 
fiel. Die wenigsten hatten wohl Angst vor dem Virus, sondern mehr vor 
den Auswirkungen des Corona-Geschehens im weitesten Sinne. Die 
Langzeitschäden, vor allem auch für die Gesundheit und das Gesund-
heitswesen, waren noch nicht absehbar.65

Auf die fehlende Methodik in der Begleitung der Corona-Maßnah-
men ist bereits beim Themenkomplex 1 eingegangen worden, wes-
halb hier auf die grundsätzlichen schwerwiegenden Fehler, die im Rah-
men des Gutachtens der IfSG-Kommission erörtert werden, verwiesen 
wird.66

Die AfD-Fraktion stellt diesbezüglich fest, dass die von der Lan-
desregierung behauptete Wirkung der Maßnahmen, gemessen an 
dem Absinken der Zahl der Infektionsfälle, nicht plausibel be-
legt werden kann (siehe Gutachten der IfSG-Kommission). Etwaige 

63	 Vgl. »Corona-Maske: Bitte nicht an den Rückspiegel hängen!«, in: www.mopo.de (17. Juli 2020), abgerufen  
am 29. Januar 2023.

64	 Vgl. »Corona-Masken: Wie Sie gesundheitsschädliches Mikroplastik vermeiden können«, in: www.fr.de (3. Februar 
2021), aktualisiert am 4. Februar 2021, abgerufen am 29. Januar 2023.

65	 Vgl. »Angermünder Psychiater warnt vor indirekten Corona-Spätfolgen«, in: www.moz.de (8. Mai 2020), abgerufen 
am 29. Januar 2020.

66	 Vgl. Evaluationskommission (2022), S. 23: »Es war richtig, dass der Gesetzgeber im Prozess festgelegt hat, dass die 
Maßnahmen des IfSG kritisch zu evaluieren sind. Aber zugleich erweist es sich als unglücklich, diese Aufgabe erst 
nach Ablauf von nahezu zwei Jahren Pandemie ernsthaft anzugehen. Insbesondere die bis dahin versäumte Erhe-
bung der notwendigen Daten lässt sich nicht mehr rückgängig machen.«
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Begleiterscheinungen und Nebenwirkungen hat die Landesregierung 
vor Erlass der Maßnahmen weder antizipiert noch überhaupt versucht 
methodisch, bei einem etwaigen Auftreten, zu erfassen. Diese Unter-
lassung ist nur erklärlich vor dem Hintergrund, dass die Landesregie-
rung im Sinne eines Befehlsempfängers die Maßnahmen zum Lock-
down am 12. März 2020 im Rahmen der MPK entgegengenommen hat 
und im weiteren Verlauf auch keinerlei Eigeninitiative, trotz deutlich 
vernehmbarer Kritik im Rahmen der Plenardebatten und von Exper-
ten, entwickelt hat. Das Beharren der Landesregierung auf die positive 
Wirkung der ergriffenen Maßnahmen, ohne methodische Begleitung, 
belegt, dass eine erneute, unreflektierte Anwendung der bisherigen 
Maßnahmen nach dem Stichtag des Untersuchungsausschusses leider 
sehr ernsthaft befürchtet werden musste.
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THEMENKOMPLEX 4 

Auswirkungen der SARS-CoV-2/COVID-19-Pandemie 
und der Krisenpolitik auf die Brandenburger Wirtschaft

Der Untersuchungsausschuss widmete sich in seiner Arbeit beim vier-
ten Themenkomplex den wirtschaftlichen Auswirkungen der SARS-
CoV-2/COVID-19-Pandemie sowie der Krisenpolitik. Hinsichtlich 
der Aufklärungsziele wurden hierbei die Fragen aus dem Einsetzungs-
beschluss als maßgebend betrachtet und mittels der Anhörung von 
Zeugen und Sachverständigen erörtert. Dadurch erhielt der Untersu-
chungsausschuss ein umfassendes Bild des Untersuchungsgegenstandes.

Trotz der Herausstellung – auch durch die brandenburgische Landes-
regierung –, dass es sich bei der Corona-Pandemie um die größte allum-
fassende Krise mindestens seit der Neugründung des Landes Branden-
burg und damit der letzten 30 Jahre handelt, liegen für die notwendige 
Betrachtung keinerlei unterjährige Daten zur volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung auf Länderebene vor. Der Regierungsbericht führt 
aus, dass es sich hierbei nicht um mangelnde Erhebungen gehandelt 
habe, sondern um die Tatsache, dass die Betrachtung eines kontrafak-
tischen Szenarios nur möglich sei, wenn die Landesregierung keinerlei 
Maßnahmen erlassen hätte. Dies zeigt ein grundsätzliches Verständ-
nis- und auch Methodenproblem der Landesregierung auf, welches im 
Themenkomplex 1 im Rahmen des Sondervotums im Detail betrachtet 
wird, nämlich, dass das sogenannte Null-Szenario nicht einmal theore-
tisch – d. h. nicht einmal gedanklich im Sinne eines »Was wäre, wenn?«-
Szenarios – herangezogen wurde. Der Vollständigkeit halber sei er-
wähnt, dass das Durchdenken anderer Szenarien mitnichten durch die 
Landesregierung erfolgt ist und dass man sich nur dann auf etwaige an-
dere Szenarien berief, wenn diese in Form von Modellen zur Begrün-
dung der maximalen Anwendung der Lockdown-Maßnahmen dienten.

Durch die Anwendung des COVID-19-Insolvenzaussetzungsgesetzes 
hat sich die Notwendigkeit für viele wirtschaftlich Betroffene, Insol-
venz anmelden zu müssen, zumindest für den Untersuchungszeitraum 
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erledigt, weshalb es zu keinem – bis dahin befürchteten – Anstieg bei 
den Insolvenzen kam.

Zu den Hilfsprogrammen, die das Land Brandenburg auf den Weg 
gebracht hatte, lässt sich festhalten, dass sie dem Grunde nach hilfreich 
und zielführend waren, die Umsetzung jedoch zum Teil wenig nach-
vollziehbar und rechtlich fragwürdig erfolgte. Neben der mangelhaf-
ten Datengrundlage – auch der Regierungsbericht weist an der Stelle 
zu Recht auf die fehlenden Analysen durch das Land Brandenburg 
hin – ist im Rahmen des Untersuchungsverfahrens insbesondere auf-
geklärt worden, dass Wirtschaftshilfen, deren Beantragungen gemäß 
erster Richtlinie erfolgten, ohne Information an Antragsteller nach der 
zweiten Richtlinie ausgezahlt wurden. Dies ist nicht zuletzt deswegen 
irritierend, da nicht nur die Verwendung der dann bewilligten Finanz-
mittel, sondern auch die dafür auszufüllenden Unterlagen andere Vor-
aussetzungen hatten und ein einfaches Bescheiden beim Übergang von 
der ersten zur zweiten Richtlinie verwaltungstechnisch nicht einfach 
möglich war.

Ebenfalls ist festzuhalten, dass der Ansatz, dass Selbstständige ein-
fach Arbeitslosengeld II beantragen sollten, vielleicht durchaus ein 
probates Mittel hätte sein können, hierbei jedoch kommunikativ Feh-
ler gemacht wurden und so Unmut hervorgerufen wurde.
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THEMENKOMPLEX 5

Kriminalität und Strafverfolgungsbehörden

Der Fragenkatalog im Einsetzungsbeschluss nimmt innerhalb des fünf-
ten Themenkomplexes einen weiten Bereich ins Blickfeld.

Die Corona-Pandemie hatte Einfluss auf die Kriminalitätslage im 
Land Brandenburg. Wie der Abschlussbericht jedoch festhält, kam es 
zu keiner besonderen Beeinträchtigung der Sicherheitslage oder der Fä-
higkeit seitens der Polizei, diese Situation zu kontrollieren. Die An-
zahl der registrierten Straftaten sank sogar um 5,2 Prozent im Vergleich 
zum Vorjahr. Hierbei ist aber anzumerken, dass es zu einer Verschie-
bung in den Deliktarten kam, insbesondere infolge der Grenzschlie-
ßung zur Republik Polen.

Im Bereich der häuslichen Gewalt musste ein Anstieg um 19,8 Pro-
zent festgestellt werden. Die hiervon am stärksten betroffenen Perso-
nengruppen waren Kinder und Frauen. Die Dunkelziffer dürfte aber 
deutlich höher liegen, wie auch die Gesundheitsministerin des Lan-
des Brandenburg im Rahmen der Presseberichterstattung während der 
Pandemie sinngemäß äußerte: »Die, die eingeschlossen waren in die-
sem häuslichen Kreis, konnten sich kaum artikulieren […]. Jetzt mer-
ken wir mit Verzögerung, dass sich ganz schön was abgespielt hat, was 
aufzuarbeiten ist.«67 Eine Ursache liegt in dem Wegbrechen von An-
sprechpartnern und Meldeketten zum Kinderschutz durch die Schlie-
ßung von Kindergärten, Schulen und Jugendfreizeiteinrichtungen.

Offensichtlich muss es dabei im Land Brandenburg sehr unter-
schiedliche örtliche Aufkommen von häuslicher Gewalt gegeben ha-
ben. Anders können die Aussagen der vernommenen Zeugen der 
brandenburgischen Jugendämter und der Zeugin vom Netzwerk der 
brandenburgischen Frauenhäuser nicht erklärt werden, denn diese Per-
sonen gaben an, dass es keine nennenswerte Veränderung bei den Zah-
len zur häuslichen Gewalt in ihrem Bereich gegeben habe.

67	 Zit. nach »›Sehr, sehr starker Anstieg‹: Häusliche Gewalt während der Corona-Pandemie«, in: www.tagesspiegel.de 
(12. August 2020), abgerufen am 4. Januar 2023.
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Insbesondere die Schließung der Kindergärten und Schulen war 
mutmaßlich ein Katalysator für den Bereich der häuslichen Gewalt. 
Die Schnelligkeit, mit der die Institutionen geschlossen wurden – man 
könnte in diesem Zusammenhang auch von einem planlosen Aktionis-
mus sprechen –, hat insbesondere erfahrene Mitarbeiter im Bereich der 
Jugendarbeit beunruhigt, da ihnen klar war, dass der Lockdown und 
die damit verbundenen Schließungen massive Auswirkungen auf die 
ohnehin bestehende Problematik der häuslichen Gewalt und des sexu-
ellen Missbrauchs haben würden. Der Zeuge Bernd Siggelkow wurde 
u. a. zu seinen gemachten Erfahrungen befragt. Im Rahmen der Befra-
gung wurden von ihm getätigte Beobachtungen aus seinem Buch Kind-
heit am Rande der Verzweiflung wiedergegeben: 

»Als ich am 16. März 2020 die Archen in Deutschland, aufgrund des ver-

ordneten Shutdowns, schließen musste, öffnete sich mir ein düsteres Bild. 

Über Nacht durfte kein Kind mehr in unser ›Rettungsboot‹ kommen. In 

den Schulen fehlten die Konzepte für Homeschooling und das Voran-

bringen der Digitalisierung. Bedingt durch den verordneten Lockdown 

stieg die Gefahr von häuslicher Gewalt und sexuellem Missbrauch. Die 

finanziellen Herausforderungen durch Hamsterkäufe und Verteuerun-

gen der Lebensmittel würden besonders benachteiligte Familien treffen. 

Über Nacht würden wichtige Ansprechpartner und einige Hilfsorganisa-

tionen im Nirwana verschwinden.«68

»Die Schulen und Geschäfte schließen, Ausgang ist nur in besonderen 

Fällen erlaubt. Das Hilfesystem kollabiert. Nur noch wenige Jugendäm-

ter sind erreichbar. Notfalltelefone sind meist besetzt, die Lage spitzt sich 

zu. ›Die Tafel‹ stellt über Nacht überall ihren Betrieb ein. Die Menschen 

bleiben zu Hause. Die Ortschaften gleichen Geisterstädten.«69

»Aus der Kinderarmutsforschung ist bekannt, dass armutsgefährdete Kin-

der multiple Benachteiligungen erfahren. Sie haben weniger soziale Kon-

takte, sind häufiger psychisch belastet und erleben den Schulbetrieb als 

herausfordernd. Rund zwei Drittel aller Betroffenen, die befragt wurden, 

beschrieben die Situation, dass ihre Kinder während der Krise nicht mehr 

68	 Bernd Siggelkow: Kindheit am Rande der Verzweiflung. Die fatalen Folgen von Lockdown und Isolation, München 2021, 
S. 8.

69	 Ebd., S. 19.
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in die Schule beziehungsweise den Kindergarten gehen konnten, als sehr 

bis ziemlich belastend.«70

Dahingehend muss ergänzt werden, dass aus Sicht der AfD-Fraktion 
eine ausreichend differenzierende Betrachtung und Ausgestaltung der 
Schließungsmaßnahmen von Seiten der Landesregierung nicht erfolg-
ten und nicht zu erwarten waren, da die Bildungsministerin Ernst ge-
mäß eigener Aussage bereits am 13. März 2020 vom Ministerpräsiden-
ten Dr. Woidke den Auftrag bekommen habe, die Schulschließungen 
umzusetzen, die von der Ministerpräsidentenkonferenz am 12. März 
2020 beschlossen worden waren. Insbesondere die Festlegung angebli-
cher Pandemietreiber – hier vor allem: die Kinder – sah die AfD-Frak-
tion schon damals als nicht plausibel an. 

70	 Ebd., S. 82.
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